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Erklärung. 


Die deutſchen Richter und Rechtsanwälte ſind ob des Verlaufs der Beratungen über den Ent⸗ 
wurf eines Arbeitsgerichtsgeſetzes aufs tiefſte beſtürzt. 

Wir verkennen durchaus nicht, daß bei der Einrichtung der künftigen Arbeitsgerichte die ſozialen 
Erforderniſſe und Auswirkungen zu prüfen und zu beachten ſind. Wir halten es aber für unerträglich, 
daß der Entwurf, der nichts anderes iſt als ein Gerichtsverfaſſungs⸗ und Prozeßgeſetz, lediglich 
unter dieſen ſozialpolitiſchen Geſichtspunkten aufgeſtellt und behandelt worden iſt. Das hat zur 
Folge gehabt, daß die Bedürfniſſe der Rechtspflege: die Nechtseinheit und die Nechtsficherheit, 
das Anſehen der Gerichte und die Autorität des Richterſpruches, fo gut wie ganz außer Betracht 
geblieben ſind. 

Dieſer ſchwere Fehler in Anlage und Methode haftet dem Entwurfe von Haus aus an, ihn hat 
auch der Reichstag bei der Behandlung des Entwurfs nicht vermieden. Denn er hat dieſen Juſtiz⸗ 
geſetzentwurf nicht ſeinem Rechtsausſchuſſe, ſondern dem Ausſchuſſe für ſoziale Angelegenheiten 
überwieſen, der die Vorſchläge an den Geſetzgeber nach ihrer ſozialpolitiſchen Bedeutung zu prüfen hat, 
der aber weder nach ſeiner Aufgabe noch nach ſeiner Zuſammenſetzung geeignet erſcheint, bei jener 
Prüfung auch die Bedürfniſſe der Rechtspflege zu beachten und zu wahren. 

So iſt es denn gekommen, daß die ſchweren Mängel, die der Entwurf von Anfang an aufwies, 
im Laufe der Ausſchußberatungen noch verſchärft, ihnen auch neue Mängel hinzugefügt worden ſind. 

Schon gegenüber dem Regierungsentwurfe hatten Richterſchaft und Anwaltſchaft in 
vollſter Einmütigkeit der Herauslöſung der Arbeitsgerichtsbarkeit aus dem be— 
ſtehenden einheitlichen Organismus der Gerichtsverfaſſungentſchieden widerſprochen, 
weil ſie von ihr eine Verſchlechterung auf beiden Gebieten, ſowohl in der ordentlichen als in der 
Arbeitsgerichtsbarkeit, befürchten. Dieſe Befürchtungen verdichten ſich zur Gewißheit angeſichts der 
hartnäckigen Beſtrebungen, das Gebiet der Arbeitsgerichtsbarkeit zu erweitern und den Arbeitsgerichten 
auch die Zuſtändigkeit für Angelegenheiten zu übertragen, die mit Arbeitsrecht nichts zu tun haben. 
So wird der ordentlichen Gerichtsbarkeit das Rückgrat gebrochen, die Arbeitsgerichtsbarkeit aber mit 
Aufgaben belaſtet, die ſie, wichtigſter Garantien unabhängiger Rechtspflege abſichtlich entkleidet, nicht 
erfüllen kann. Zudem wird eine Fülle von Zweifeln über die Abgrenzung der Zuſtändigkeit der beiden 


Gerichtsarten Unſicherheit und Mißtrauen erzeugen. 
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Dieſe Bedenken der geſamten praktiſch tätigen Juriſtenſchaft erhalten verſtärktes Gewicht aus 
der Faſſung, die der Entwurf im Ausſchuſſe erhalten hat. Es handelt ſich nicht mehr nur darum, 
daß das Geſetz den rechtsgelehrten Richter und den rechtsgelehrten Anwalt aus der Arbeits— 
gerichtsbarkeit mehr oder minder hinausdrängt; nach der neuen Faſſung wird das Recht ſelbſt 
in dieſen „Gerichten“ kaum mehr eine Stätte haben! 

Statt der von allen Sachverſtändigen geforderten völligen Einfügung der Arbeitsgerichte in die 
Organiſation der ordentlichen Gerichte iſt planmäßige Ausgliederung aus der Juſtizverfaſſung 
erfolgt. Bei der Zuſammenſetzung der Gerichte iſt das Endziel der völligen Ausſchaltung des 
rechtsgelehrten Richtertums bedrohlich nahegerückt, die Beteiligung des Laienelements er— 
weitert worden. Die Umgrenzung des Perſonenkreiſes, aus dem die Laienrichter entnommen werden, 
iſt durch das Mittel der Vorſchlagsliſten in die Hand der wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeit— 
geber und Arbeitnehmer gelegt worden. Die Ausſchaltung der Anwaltſchaft iſt nahezu 
durchgeführt; ſelbſt der vom Entwurfe im Intereſſe einer gedeihlichen Rechtſprechung noch vorgeſehene 
Anwaltszwang für die zweite Inſtanz iſt durch die Ausſchußbeſchlüſſe tatſächlich beſeitigt worden. 
So werden die Arbeitsgerichte zu Organen gebildet, in denen rechtswiſſen— 
ſchaftliche Vorbildung und rechtspraktiſche Erfahrung einen Boden nicht mehr 
haben, Unabhängigkeit und Unparteilichkeit des Richterſpruches durch wirt— 
ſchaftliche und politiſche Bedingtheit erſetzt werden, Verantwortungsgefühl 
und Standeszucht der berufsmäßigen Rechtsvertretung dem Spiele ungeeigneter 
oder gebundener Intereſſenvertretung weichen müſſen. Selbſt vor dem hoͤchſten Gerichte 
macht dieſer Anſturm gegen das Sachverſtändigenelement in der Rechtspflege nicht halt: auch in den 
Reichsarbeitsgerichtsſenaten ſoll das Laienelement überwiegen, und dieſe mit Laien be— 
ſetzten Senate ſollen im Reichsgerichte, auch in ſeinem Plenum, in völliger Gleichſtellung mit den 
Zivilſenaten wirken. 

Dies iſt das geradezu erſchütternde Bild, das die Beſchlüſſe des Reichstagsausſchuſſes ergeben. 
Und ihm droht noch ſtärkere Verzerrung, wenn es richtig iſt, daß für die Fortſetzung der Beratungen 
weitere Anträge mit gleichen Zielen zu erwarten find, wie namentlich zur Verſtärkung des Einfluſſes 
der Organiſationen der beteiligten Intereſſenkreiſe auf Richterauswahl und Gerichtstätigkeit. 

Die deutſchen Richter und Rechtsanwälte als die Hüter der Rechtspflege und die Diener am 
Recht find ſich der ſchweren Verantwortung voll bewußt, die fie durch Schweigen in dieſem Schickſals⸗ 
augenblicke auf ſich laden würden. Einem der wichtigſten Fundamente des Staates droht 
Einſturz. 

Wir fordern deshalb in letzter Stunde, daß dieſe ungeheuerliche Gefahr durch entſchloſſenes 
Eingreifen abgewendet wird. Wir erheben Einſpruch gegen die bisherige Art der Behandlung, 
die dem Entwurfe durch die Reichsregierung und durch das Parlament zuteil geworden 
iſt, und verlangen, daß an der weiteren Arbeit in allen verfaſſungsmäßig damit befaßten Inſtanzen 
die ſür die Materie ſachverſtändigen Juriſten maßgebend beteiligt werden. Dem Herrn Reichs— 
juſtizminiſter als dem Verwalter der deutſchen Rechtspflege obliegt die Pflicht, ſich mit 
der ganzen Kraft ſeines hohen Amtes einzuſetzen, um die deutſche Rechtspflege von dem 
Abgrunde zurückzureißen, an deſſen Rand ſie heute — am Vorabend der Feier fünfzig— 
jähriger Bewährung des großen Werkes des Jahres 1879 — geführt worden iſt. 


Leipzig, den 25. November 1926. 


Der Deutſche Richterbund Der Deutſche Anwaltverein 
Reichert, Dr. M. Drucker, 
Senatspräſident, Juſtizrat, 


Vorſitzender. Vorſitzender. 
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Kechtswende: 


von Senatspräfident am Reichsgericht M. Reichert, Leipzig. 


Das Fahrzeug, auf dem der Entwurf zum Arheits⸗ 
gerichtsgeſetz ſeine letzten Stationen durchläuft, hat ein be⸗ 
ſchleunigtes Tempo angenommen und wird nach menſchlichem 
Ermeſſen bald an ſeinem Ziele angelangen. Seine Ladung 
war von Anfang an umſtritten und als Konterbande be⸗ 
zeichnet, die das rechtliche Gewiſſen nicht bloß der Juriſten, 
ſondern weiter Kreiſe des Volkes nicht paſſieren laſſen dürfe. 
Das, was in der erſten Leſung des ſozialpolitiſchen Aus⸗ 
ſchuſſes des Reichstags am Entwurf noch „verbeſſert“ wurde, 
deckt ſeine Blößen nur weiter auf und läßt dem, der das 
Werk unbeſchwert von politiſchen Gedanken und Wünſchen be⸗ 
trachtet, klar erkennen, welchen Gefahren das deutſche Rechts⸗ 
weſen entgegengeht. „Rechtswende“ möchte man das nen⸗ 
nen, aber nicht jene Sonnenwende, die zum Aufſtieg, zu Früh⸗ 
ling und Sommer, ſondern eine, die zu Nacht und Erſtarrung 
jühren wird. Muß hier nicht zu guter Letzt noch der Verſuch 
gemacht werden, daß der den geordneten Rechtsverkehr wei⸗ 
ſende Schutzmann mit weißbehandſchuhter Hand dem Fahrzeug 
den richtigen Weg zeigt? Auf daß es nicht — ſich und ande⸗ 
ren zum Schaden — zu einer ſchweren Kriſe im deutſchen 
Rechtsleben führt, die — anders wie die z. Zt. gegen Recht 
und Richter kolportierte — nicht künſtlich aufgepauſcht und 
vorübergehender Art iſt, ſondern einen Dauerzuſtand übelſter 
Sorte darſtellen wird. 

Der Satz, daß die Geſchichte die beſte Lehrmeiſterin iſt, 
ſcheint immer wieder in Vergeſſenheit zu geraten, anſonſten 
müßte klar und deutlich ein warnendes Bild aus der Ver⸗ 
gangenheit auftauchen. 

Schon einmal war es in deutſchen Landen dazu gekommen, 
daß ein ſcharfer Riß ſeine Bewohner geiſtig in zwei Hälften 
geſpalten hat. Damals war es das Kulturgut der Religion, 
das die Spaltung hervorrief. Von den unendlich trüben Fol⸗ 
gen dieſes geſchichtlichen Ereigniſſes hat ſich Deutſchland kaum 
nach Jahrhunderten vollkommen erholt. Nun ſoll eine künſt⸗ 
liche Trennung durch ein anderes nicht minder wichtiges 
Kulturgebiet hindurchgeführt werden: durch das Recht. 
Ein Zwieſpalt ſoll aufgerichtet werden zwiſchen bürgerlichem 
Recht und dem Recht des Arbeiters, und das ausgerechnet in 
einer Zeit, die der Syntheſe mehr denn eine frühere bedarf, 
— in der ſich glückliche Anſätze dafür gezeigt haben, daß „die 
Arbeit“ den Kern und den Weſensinhalt des ganzen Lebens 
darſtellt und darſtellen muß, und in der ſich der überwiegende 
Teil des Volkes ſamt den Rechtshütern und den Dienern am 
Recht bereits willig von dieſem Gedanken ergreifen läßt. 
Verzweifelt möchte man ſich an den Kopf greiſen und fragen: 


Wie iſt ſo etwas möglich? Die Antwort liegt klar zutage. 
Weil man nicht mehr nur den ſchlackenloſen, reinen Willen 
hat, Recht zu ſchaffen, zu fördern und zur Entwicklung zu 
bringen, ſondern weil man das Recht als ein Mittel zum 
Zweck anſieht, und weil dieſer Zweck nichts anderes iſt, als 
das Recht in beſtimmte klaſſenmäßige Bahnen zu zwingen und 
es verwaltungsmäßig zu geſtalten. Anſtatt daß man ſich 
fortgeſetzt gegenwärtig hielte, daß das Recht ein Kulturgut 
höchſten Ranges iſt, das niemals beſonderen Zwecken und be⸗ 
ſtimmten Klaſſen dienſtbar gemacht werden darf, daß es viel⸗ 
mehr eine Leuchte ſein ſoll, die in die Gegenwart und Zu⸗ 
kunft hineinflammt und allen Volksgenoſſen den Weg zeigt, 
wohin ſie zu ſchreiten haben. Das iſt der Sinn des Rechts⸗ 
ſtaats; das iſt auch der Sinn der Weimarer Verfaſſung, die 
wie kaum eine das Recht als Fundament des Staates ſcharf 
betont. Nicht das iſt Recht, was der Geſetzgeber nach ſeiner 
ſubjektiven Meinung — wenn auch in vermeintlich guter 
Abſicht — willkürlich verordnet. Nur das wird von der All⸗ 
gemeinheit als Recht empfunden, gehegt und gepflegt, was 
nach objektiven Geſichtspunkten Recht iſt: was der lautere 
Rechtsſinn dem Geſetzgeber vorſchreibt, der nicht ſowohl als un⸗ 
beſchränkter Herr und Meiſter ſich fühlen darf, ſondern als das 
Gefäß, in dem das Recht entſteht, in dem Sinne, daß es bloß 
ein Recht geben darf, das gemeinſame des ganzen 
Volkes. 


Weh dem, der die Zeichen der Zeit nicht verſteht! Wer 
aufmerkſamen Auges die Rechtsentwicklung in Deutſchland in 
den letzten drei Dezennien, namentlich als Juriſt mit erlebt 
hat, weiß, welch ein Umſchwung grundlegender Art ſich in der 
Rechtſprechung vollzog. Von der vorwiegend logiſchen und ab⸗ 
ſtrakten Denkungsweiſe, die von falſch verſtandenem römiſchen 
Rechte beeinflußt war, iſt man dazu übergegangen, das Recht 
als etwas Biologiſches, als einen Ausſchnitt des lebendigen 
Lebens aufzufaſſen und Recht und Billigkeit als etwas Un⸗ 
lösbares anzuſehen, dabei den engen Geſichtspunkt der rein 
privatrechtlichen Auffaſſung zu verlaſſen und zugleich dem ſo⸗ 
zialen Gedanken den gebührenden Platz einzuräumen. Es 
ſind auch keineswegs zaghafte Anſätze zu alledem geweſen, 
tonbern eine wirkliche Abkehr von formaliſtiſcher, mathema⸗ 
tiſcher Auffaſſung des Rechts. Daß ſich ſolche Vorgänge im 
Geiſtesleben eines Volkes nicht auf einmal, ſondern nur in 
gewiſſen langſamen und geſetzmäßigen Etappen vollziehen 
können, weiß jeder Einſichtige. Es hat ſich aber in der Tat 
das Recht der Jetztzeit von der mittelalterlichen Auffaſſung 
des römiſchen Rechts weggewendet; es vollzieht ſich nunmehr 
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das, was bei der Rezeption des römischen Rechts nicht mög⸗ 
lich geweſen war, nämlich die Rechtsgeſtaltung aus deutſcher 
Seele und deutſchem Empfinden heraus vorzunehmen. Das 
Rechtsweſen hat ſich bei uns förmlich bereit gemacht, den 
neuen Inhalt, den das Recht durch die Zentralſtellung des 
Arbeitsgedankens erhält, in ſeinen Schoß aufzunehmen. 


Ein Hauptvertreter des neuen Arbeitsrechts, Dr. Heinz 
Potthoff in München ſchreibt in einem Aufſatz „Soziali⸗ 
ſierung des Rechts“ (DRZ. 1926 Heft 9 S. 285) zutreffend: 

„Man ſieht, wie weit die Entwicklung des Arbeitsrechts 
vom übrigen Recht weggeführt hat. Das bedingt heute eine 
ſelbſtändige Vertretung dieſes Rechtsgebiets in Rechtſprechung 
und Wiſſenſchaft. Aber das Ziel liegt weiter, in 
einer Wiedervereinigung der Grundlinien 
alles Rechts. Die großen Gedanken vom Vorrechte des 
lebenden und arbeitenden Menſchen vor allen anderen In⸗ 
tereſſen, vom Vorrang der Gemeinſchaft vor den einzelnen, 
von der ſozialen Verbundenheit aller, müſſen vom Arbeitsrecht 
her befruchtend in alle anderen Rechtsgebiete ein« 
dringen, um allgemein aus dem Sachenrecht ein Perſonen⸗ 
recht, aus dem Vermögensſchutzrecht ein Menſchenſchutzrecht 
und damit aus der Güterverkehrsordnung eine Ge⸗ 
ſellſchaftsordnung zu machen. An Stelle des römiſchen 
Individual⸗Egoismus ſoll der alldeutſche genoſſenſchaftliche 
Geiſt treten“ 

Wie kann man aber dieſes Ziel der Neu- und Um⸗ 
formung des ganzen Rechtsgedankens für die geſamte Volks⸗ 
gemeinſchaft erreichen, wenn man zwiſchen dem Gebiet des 
Arbeitsrechts und dem bürgerlichen Recht unüberbrückbare 
Schranken aufrichtet dadurch, daß man das Arbeitsrecht be⸗ 
ſonderen Gerichten überweiſt, die nichts anderes ſind und ſein 
ſollen, als Sondergerichte. Jede ernſthafte und ſtändige gegen⸗ 
ſeitige Befruchtung und Fühlung wird ſo durchſchnitten. Eine 
gegenſeitige Wirkung muß aber das Ziel ſein. So ſehr 
der ſoziale Arbeitsgedanke die ganze Auffaſſung vom Recht im 
Volk durchdringen ſoll, ſo wenig dürfen wir den Arbeits⸗ 
gerichten das rauben, was die Rechtſprechung und Wiſſenſchaft 
in der bisherigen Rechtsentwicklung als wertvollen Beſitz zu⸗ 
tage gefördert haben: die Unabhängigkeit der Gerichte, die 
gründliche und wiſſenſchaftliche Erforſchung der Rechtstat⸗ 
ſachen, die Gleichmäßigkeit und Zuverläſſigkeit der Rechts⸗ 
ergebniſſe und die Einheitlichkeit der ganzen Rechtsentwicklung. 
Auf dem deutſchen Richtertag in Bamberg 1923 habe ich das 
Wort geprägt: Der deutſche Arbeiter ſoll mit ſeinen Rechts⸗ 
bedürfniſſen nicht bloß aus der Volksküche geſpeiſt werden. Er 
hat ein Recht, an derſelben Tafel zu ſitzen, wie jeder Volks⸗ 
genoſſe. Iſt das möglich, wenn man in verſchiedenen Gaſt⸗ 
ſtätten ſerviert? Auch wenn man den Tafelmeiſter ſich ge⸗ 
legentlich je nach Belieben von dem anderen Saal ausleiht, 
um ihn aber dann ebenſo nach Belieben beiſeite ſtellen zu 
können. Es ſoll doch der Zweck der Arbeitsgerichte nicht der 
ſein, daß die Arbeiterklaſſe das Recht erhält, was ihr genehm 
und vorteilhaft erſcheint, ſondern daß gleiches Recht für alle 
Volksgenoſſen gilt. 

Der Gedanke, daß der Arbeiter bei den ordentlichen Ge⸗ 
richten nicht das Recht finden würde, das er braucht, hat einen 
Geiſt im Entwurf des Geſetzes gezeitigt, der vorwiegend nega⸗ 
tiv iſt und nichk ſchöpferiſch wirken kann: den Geiſt des 
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Mißtrauens! Ein Mißtrauen tritt überall zutage, wie 
noch nie in einem Geſetzesentwurfe! Mißtrauen gegen die 
Richter, aber auch gegen die Juſtizverwaltungen, obwohl dieſe 
ſeit dem politiſchen Umſchwung ſich in Behörden gewandelt 
haben, die gleich den anderen Miniſterien von der Volks⸗ 
vertretung abhängig ſind. Mit allen nur möglichen Mitteln 
hat man verſucht, dem Laienelement gegenüber dem Berufs⸗ 
richter ein Übergewicht zu geben und zugleich bei der Auswahl 
der Arbeitsrichter (Arbeitsſchöffen) und der Berufsrichter eine 
ſcharf maßgebliche Mitwirkung in die Hände der Organiſa⸗ 
tionen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu legen. Waren 
im Entwurf nur je zwei Schöffen vorgeſehen, hat die erſte 
Leſung in der Kommiſſion dazu geführt, vier Laien in 
2. u. 3. Inſtanz einzuführen: zwei Arbeitgeber und zwei 
Arbeitnehmer. Welche Unſummen von Geld- und Zeitaufwand 
werden hier gefordert, in einer Zeit, in der jeder Volksgenoſſe 
vor Störungen in ſeinem Erwerbsleben ſoviel wie möglich 
bewahrt werden ſoll. Die Berufung der Arbeitsrichter, die 
von der höheren Verwaltungsbehörde im Einvernehmen mit 
dem Landgerichtspräſidenten auf drei Jahre erfolgt, ſoll — 
unter billiger Berückſichtigung der Minderheiten — auf 
Grund der Vorſchlagsliſten erfolgen, die von den 
im Gerichtsbezirk beſtehenden wirtſchaftlichen Vereinigungen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer eingereicht werden (8 20 
d. E.). Dieſe Beſtimmung gilt auch für den Arbeitsrichter vom 
Landesarbeitsgericht und Reichsarbeitsgericht. 


Auf die Auswahl der Vorſitzenden haben die Landes⸗ 
behörden für die Sozialverwaltung maßgeblichen Einfluß: Die 
Vorſitzenden ſind auch nur in der Regel aus den ordent⸗ 
lichen Richtern zu entnehmen, während andererſeits alle Per⸗ 
ſonen dazu ernannt werden können, die die Befähigung zum 
Richteramte haben. Die Ernennung erfolgt nur auf Zeit. So 
klafft ein bedenklicher Riß zwiſchen der ordentlichen Cerichts⸗ 
barkeit und den Sonderarbeitsgerichten. Noch einen Schritt 
weiter, und der Berufsrichter iſt ganz ausgeſchaltet, ſo wie 
die Zurückdrängung des Rechtsanwalts praktiſch ſo gut wie 
vollſtändig ſchon erfolgt iſt. 

Dazu noch das ſog. Anklebeprinzip, wonach bei den Ar⸗ 
beitsgerichten auch nicht unter § 2 fallende Klagen gegen Ur⸗ 
beitgeber oder Arbeitnehmer ſowie von ſolchen gegen 
Dritte erhoben werden können, wenn der Anſpruch mit einer 
bei einem Arbeitsgericht anhängigen oder gleichzeitig an- 
hängig werdenden bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit die in 8 2 
Abſ. 1—4 bezeichneten Art in rechtlichem oder unmittel⸗ 
baren wirtſchaftlichen Zuſammenhange ſteht. Hierdurch 
wird ein fortgeſetztes Hinüber und Herüber mit anderen 
Rechtsgebieten unausbleiblich, ja gewollt, eintreten. Soll es 
da fortgeſetzt zu Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten kommen, die das 
Verfahren nur aufhalten? Weiſen dieſe Begehrniſſe des Ent⸗ 
wurfs nicht gerade ſelbſt darauf hin, daß der Zuſammenhang 
mit dem ordentlichen Gericht nicht durchbrochen werden darf, 
und nur der in ſtändiger Fühlung mit dem ganzen 
Rechtsleben ſtehende ordentliche Richter auch der ge⸗ 
gebene Vorſitzende des Arbeitsgerichts iſt? 

E. Brodmann ſagt einmal in einer Abhandlung vom 
Weſen und Begriff des Rechts (Iherings Jahrbücher II. Folge 
19. Bd. S. 409) mit vollem Recht: „Eines ſcheint mir völlig 
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ſicher zu ſein: Zurück können wir nicht. Die Zeiten einer 
kunſtloſen Rechtſprechung aus unbefangenem Gemüte und aus 
einem von keinem Denken angekränkelten Gefühl ſind vor⸗ 
über. Wer das nicht glaubt und ſolches hofft, iſt, ſo modern 
er ſich dünken und ſich gebärden mag, ein Rückſchrittler.“ 
Zum Rechtsfinden und zum Rechtſprechen gehört mehr 
als nur guter Wille und Unbefangenheit. Gerade jetzt, wo 
es ſich darum handelt, das Arbeitsrecht und das bürgerliche 
Recht in einander und mit einander einer erſprießlichen Ent⸗ 
wicklung zuzuführen, ſind tüchtige und hochſtehende Berufs⸗ 
richter gerade gut genug, um hierbei mitzuwirken. Gründ⸗ 
liche juriſtiſche Schulung und gleichzeitig fortgeſetzte Füh⸗ 
lung mit der Praxis des geſamten Rechts iſt un⸗ 
erläßliches Erfordernis. Mag man in einer vielleicht lang er⸗ 
ftredbaren Folgezeit die Zuziehung von Arbeitsſchöffen bei 
den Inſtanzgerichten mehr aus rechtspolitiſchen, wie aus 
rein rechtlichen Erwägungen für richtig finden; da, wo es ſich 
um die Nachprüfung der Urteile auf reine Rechtsverſtöße han⸗ 
delt — in der Reviſionsinſtanz —, ſoll man dem Laien die 
Rolle erſparen, die er notgedrungen dabei ſpielen muß. Der 
Gedanke, der ab und zu aufgetaucht iſt, zu Reichsarbeits⸗ 
ſchöffen beſonders hervorragende Perſönlichkeiten zu ernennen, 
die vermöge ihrer geiſtigen Potenz wertvolle Richtlinien bei 
der Ausgeſtaltung der Rechtſprechung im Reichsarbeitsgericht 
geben könnten, wird zur Utopie, wenn man bedenkt, daß auch 
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für die Auswahl der Arbeitsrichter am Reichsarbeitsgericht 
die Vorſchlagsliſten der Verbände maßgeblich 
ſind. Gerade hier beſteht bei der grundſätzlichen Bedeutung 
der Erkenntniſſe der Reviſionsinſtanz die Gefahr, daß dieſe 
Liſten nach politiſchen Geſichtspunkten aufgeſtellt werden. Die 
Parteizugehörigkeit wird den Verbänden vermutlich wichtiger 
erſcheinen als der Geſichtspunkt „Perſönlichkeiten“ im höheren 
Sinne zu Laienrichtern vorzuſchlagen. Auch hier tritt daher 
gegenüber dem ſonſtigen jetzt allſeits anerkannten Verlangen, 
die Stellung des Richters durch Ausleſe hervorragend tüch⸗ 
tiger Männer zum Richteramt zu heben, ein unglückſeliger 
Gegenſatz hervor. 


Ebenſo iſt aber die Ausſchaltung des weiteren Faktors 
bei der Rechtsfindung, des Anwaltſtandes, durch gar nichts be⸗ 
gründet. Wer im praktiſchen Rechtsleben ſteht, kennt die über⸗ 
aus wichtige und ſegensvolle Arbeit, die der deutſche Anwalt 
jahraus, jahrein, als Diener am Recht leiſtet. Wie kann man 
ihn in der erſten Inſtanz de jure, in der zweiten aber de 
facto völlig beiſeite ſchieben, nur weil ſich hier dem Miß⸗ 
trauen gegen die Gerichte eine kurzſichtige Abneigung gegen 
den Anwaltsſtand beigeſellt? 


Recht muß Recht bleiben — auch auf dem Gebiete des 
Arbeitsrechts. Es zu formen, darf dem ordentlichen deutſchen 
Richter und dem deutſchen Anwalt nicht entwunden werden. 


von Geh. Juſtizrat Dr. heilberg, Breslau. 


I. Bei einem Geſprüch über den Mißerfolg einer nach 
kommuniſtiſchen Grundſätzen geführten Ackerbaukolonie ſagte 
neulich ein der landwirtſchaftlichen Praxis naheſtehender Na⸗ 
tionalökonom: „Wieviel Kraftfutter man täglich einer Kuh zu 
geben hat, darüber kann man nicht durch Mehrheitsabſtim⸗ 
mung entſcheiden, das muß man wiſſen“. 


Das Scherzwort enthält eine bittere Kritik einer Geiſtes⸗ 
richtung, die in unſerem Staats⸗ und Geſellſchaftsleben her⸗ 
vortritt, einer Geiſtesrichtung, die die Achtung vor dem er⸗ 
lernten Können und Wiſſen verleugnet und gleichzeitig in rein 
formaler Anwendung der Lehren der Demokratie deren Grund⸗ 
ſätze mißverſteht und mißbraucht. 


In erſterer Beziehung zeigt ſich ein merkwürdiger innerer 
Widerſpruch: Die berechtigte Forderung, daß Wiſſen und Kön⸗ 
nen im Volke verbreitet, die Volksbildung erweitert werde, ent⸗ 
ſpringt der Würdigung der Bedeutung des Wiſſens und Kön⸗ 
nens. 

In demſelben Augenblick aber wird in der Praxis die 
Meinung vertreten, der geſunde Menſchenverſtand, die allge⸗ 
meine Lebenserfahrung beſitze dieſelbe Leiſtungsfähigkeit, wie 
das durch Lernen und Studium erworbene Wiſſen. 

Daher iſt es auch — und das iſt der zweite Geſichts⸗ 
punkt — eine vollſtändige Verkennung des Grundſatzes der 


Demokratie, wenn man, wie es neuerdings geſchieht, auch auf 
Gebieten, auf denen es auf Fachbildung ankommt, fachmän⸗ 
niſch gebildete Beamte durch Laien ganz oder teilweiſe er⸗ 
ſetzen will. 

Der Vater der Gemeindeſelbſtverwaltung in Deutſchland, 
der Schöpfer der preuß. Städteordnung von 1808 ($ 144) for⸗ 
derte für die Magiſtrate der großen Städte „geſetz⸗ und ver⸗ 
faſſungskundige Männer, die für die öffentliche Geſchäftsfüh⸗ 
rung vollſtändig ausgebildet ſind“. 


Auch jetzt wird wohl niemand meinen, daß eine elektriſche 
Bahn, eine komplizierte Maſchine, eine Zuckerfabrik mit all⸗ 
gemeiner Bildung, gutem Willen und geſundem Menſchenver⸗ 
ſtande geſchaffen werden könne. 


Auf dem Gebiete des Rechtslebens ſteht es leider anders. 


Die im heutigen Staatsleben unentbehrliche und ſelbſt⸗ 
verſtändliche Mitwirkung der Bevölkerung neben den fachlich 
geſchulten Beamten wird ja freilich — ein faſt tragiſches Ge⸗ 
ſchick — durch die jetzige Entwickelung außerordentlich er⸗ 
ſchwert. Die außerordentliche Vermehrung und Verwickelung 
aller ſtaatlichen, geſellſchaftlichen und wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe ſtellt an die ehrenamtliche Tätigkeit nach Menge und 
Art viel größere Anforderungen als vor 50 oder gar vor 
100 Jahren; gleichzeitig wird die Gewinnung der geeigneten 
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ehrenamtlichen Kräfte immer ſchwerer, weil das Berufsleben 
jeden einzelnen viel mehr in Anſpruch nimmt als früher. 


Soll trotzdem die Mitwirkung des „Laien“ im Staats⸗ 
und Rechtsleben bewahrt und ausgeſtaltet werden, ſo muß die 
weiſe Lehre gelten, daß ſich in der Beſchränkung der Meiſter 
zeigt. 

Aber auf dem Gebiete der Rechtspflege wird dieſe Lehre 
nicht befolgt; im Gegenteil: ſeit Jahrzehnten, ſeit dem Kriege 
in dauernd ſteigendem Maße, werden die Fachjuſtiz und die 
fachmänniſch ausgebildeten und geſchulten Juriſten aus der 
ihnen gebührenden Tätigkeit verdrängt. 


Dieſe Entwickelung muß für das Recht, die Rechtspflege, 
den Staat und die Bevölkerung allmählich geradezu verhee⸗ 
rende Folgen haben. 


Die Zuziehung des Laienrichters zur Strafrechtspflege 
entſpricht alter Tradition und Volksſitte, zumal im deutſchen 
Rechte, ſie rechtfertigt ſich auch durch die Tatſache, daß die 
Entſcheidung des Strafrichters vorzugsweiſe auf tatſächlichem 
Gebiete liegt und ein mitlebendes und mitleidendes Verſtänd⸗ 
nis der Perſönlichkeiten erfordert. Anders auf dem Gebiete 
der Zivilrechtspflege, die bei den jetzigen verwickelten wirt⸗ 
ſchaftlichen und geſellſchaftlichen Verhältniſſen in weit höherem 
Maße die rechtliche Würdigung des Tatſachenmaterials, die 
Kenntnis und Anwendung des doch nun einmal geltenden 
Rechts vorausſetzt. Wenn die Mitwirkung des Laienelements 
in unſeren Kammern für Handelsſachen von wohltätiger Wir⸗ 
kung war, ſo erklärt ſich dies vor allem dadurch, daß die Aus⸗ 
wahl der Handelsrichter von vornherein auf einen engen Kreis 
von Kaufleuten beſonders erheblicher Handelsplätze beſchränkt iſt. 


Bei den Gewerbe- und Kaufmannsgerichten, bei denen 
nach der Entſtehungsgeſchichte der ganzen Einrichtung die Ge⸗ 
richte urſprünglich als Einigungsämter, die Laienbeiſitzer als 
Sachverſtändige gedacht waren, bei den Hypothekeneinigungs⸗ 
und Pachtſchutzämtern, und vollends bei den jetzigen „Miet⸗ 
ſchöffengerichten“ ergeben ſich ſchon mehr Bedenken !). Das 
heutige Mietrecht, welches auch für Juriſten Gegenſtand eines 
ganz beſonderen Spezialſtudiums ſein muß, eignet ſich zur 
Handhabung durch Laien durchaus nicht. 


Beſonders gegenüber der drohenden, bereits geplanten 
weiteren Entwicklung der Geſetzgebung, muß mit voller Offen⸗ 
heit und auch auf die Gefahr, der Rückſtändigkeit bezichtigt zu 
werden, auch auf die Gefahr der Unpopularität und des Gegen⸗ 
ſatzes zu politiſchen Tendenzen der Standpunkt der Fachjuſtiz 
betont werden. 


II. Parallel der Verdrängung der ordentlichen Rechts⸗ 
pflege durch die Zuziehung von Laienrichtern zu den ſtaat⸗ 
lichen Gerichten läuft mit der gleichen Wirkung noch eine 
zweite Bewegung, die Ausdehnung des Schiedgerichtsweſens. 


1. Bei dem zunächſt zu betrachtenden privaten Schieds⸗ 
gerichtsweſen iſt keineswegs nur die Abſicht maßgebend, an 
Stelle der ſtaatlichen Rechtspflege eine billigere und ſchnellere 


1) Über die auf einem anderen Gebiete liegenden Bedenken gegen 
die Art der Auswahl der Beiſitzer darf vielleicht auf die Ausfüh⸗ 
rungen in der „Juſtiz“ Ig. 1, S. 555 verwieſen werden. 
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Entſcheidung durch Schiedsgerichte zu ſetzen; vielmehr ſpielt 
dabei auch die mehr oder minder klare Abſicht mit, die Macht 
des Staates und ſeiner Rechtsordnung zu erſetzen durch die 
Macht der privaten Organiſationen, der Kartelle, Verbände, 
Vereine uſw. 

Die eine Folge dieſer Entwicklung iſt, daß der wirt⸗ 
ſchaftlich Schwache, vermöge der Unterwerfung unter die Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen der Verbände oder des Beitritts zu dem 
Verbande, der ihm vom ſtaatlichen Geſetz gewährten Rechts⸗ 
ſicherheit beraubt wird; die andere beſteht in der Verdrängung 
des allgemeinen geſetzlichen Rechtes durch dasjenige, was das 
vielfach nur oder überwiegend aus Laien beſtehende Schieds⸗ 
gericht als Recht anſieht oder für Recht erklärt und die Ver⸗ 
drängung des geſetzlichen Prozeſſes durch ein Verfahren, das 
nach dem Ermeſſen des Schiedsgerichts oder einer ein für alle⸗ 
mal beſtehenden Schiedsgerichtsordnung ſich richtet. 


Der Kölner Juriſtentag von 1926 hat in dieſem Punkte 
ohne jeglichen Widerſpruch auf die Gefahren der neueren Ent⸗ 
wickelung des Schiedsgerichtsweſens hingewieſen. 


Die Beſchlüſſe des Juriſtentages (JW. 1926, 2510) be⸗ 
ruhen auf der unbeſtrittenen Erfahrung, daß in der ſchieds⸗ 
gerichtlichen Rechtſprechung der letzten Zeit die Ziele der ſtaat⸗ 
lichen Geſetzgebung vielfach durchkreuzt ſind, Schiedsgerichte 
ſich an das Geſetz nicht gebunden gehalten, in bewußtem 
Gegenſatz gegen das Geſetz entſchieden haben. Beiſpfelsweiſe 
haben Schiedsgerichte, insbeſ. ſolche von örtlichen Vereinen, 
das Verbot des Kettenhandels, die geſetzliche Beſchränkung der 
Differenzgeſchäfte in nicht geringem Umfange mit voller Ab⸗ 
ſicht als nicht beſtehend behandelt. 


Mit dieſer Tendenz der ſouveränen Ablehnung derjenigen 
Beſtimmungen des ſtaatlichen Rechts, welche das jeweils ta⸗ 
gende Schiedsgericht nicht für erwünſcht hält, deckt ſich auch 
die Neigung, mit rechtlichen Erörterungen nicht behelligt, über⸗ 
haupt in der uneingeſchränkten Ausübung der richterlichen Ge⸗ 
walt nicht geſtört zu werden. Dieſer Neigung entſpringen die 
vom Juriſtentag ebenfalls mit Recht beanſtandeten Beſtim⸗ 
mungen von Schiedsgerichtsordnungen, welche das rechtliche 
Gehör der Parteien ausſchließen, die mündliche Verhandlung 
für unnötig erklären, die Vertretung durch Rechtsanwälte aus⸗ 
ſchließen. 

Das Schiedsgericht will in ſeiner Souveränität nicht ge⸗ 
ſtört ſein. 

Nicht nur die Rechtsanwälte, welche dem Juriſtentag bei⸗ 
wohnten, ſondern auch die Richter und Rechtslehrer haben in 
der richtigen Erkenntnis, daß dieſe Entwickelung des Schieds⸗ 
gerichtsweſens eine Gefährdung auch des ſtaatlichen Rechts ent⸗ 
hält, das Verlangen ausgeſprochen, daß eine Vereinharung des 
Schiedsvertrages, die die Vertretung durch Rechtsanwälte aus⸗ 
ſchließt, für unzuläſſig erklärt werde. 

2. Aber auch die ſtaatliche Geſetzgebung hat auf dieſem 
Gebiete geſündigt. 

Während des Krieges und der Nachkriegszeit iſt im weite⸗ 
ſten Umfange die ordentliche Gerichtsbarkeit durch ſtaatliche 
Sondergerichte, die als Schiedsgerichte bezeichnet und dieſen 
angeähnelt wurden, verdrängt worden. Beginnend mit dem 
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Reichsſchiedsgericht für Kriegsbedarf (VO. v. 24. Juni 1915) 
ergoß ſich über das Reich eine Flut von Schiedsgerichten, 
die über Höchſtpreiſe, Preisbeſchränkungen, Enteignungspreiſe, 
dann aber auch über Abwälzung der Kohlenſteuer bei ſchweben⸗ 
den Verträgen, über die Rechtsverhältniſſe der neu gebildeten 
Kriegsgeſellſchaften, alſo auch über rein privatrechtliche Fra⸗ 
gen entſcheiden ſollten. 


Während des Krieges konnte man darin eine vielleicht 
notwendige Ausdehnung des an ſich unerwünſchten, aber mög⸗ 
licherweiſe unentbehrlichen Satzes: „Inter arma silent leges“ 
ſehen; aber der Appetit war im Eſſen gekommen, und die Ver- 
waltungsbehörden wollten ſich auch im Frieden der unbeque⸗ 
men Herrſchaft der ordentlichen Gerichtsbarkeit und der ordent⸗ 
lichen Geſetze entziehen. Es war ja viel behaglicher, das Er⸗ 
meſſen der Verwaltungsbehörden entſcheiden zu laſſen. 


So iſt die Ausſchaltung der ordentlichen Rechtspflege in 
weitem Umfange auch nach dem Kriege fortgeſetzt worden. 


Nur einige Beiſpiele: 


In früheren Zeiten galt és als eine wertvolle Errungen⸗ 
ſchaft im Sinne des Rechtsſtaates, daß für die Anſprüche der Ve⸗ 
amten auf Gehalt und Penſion der Rechtsweg gewährt und ge— 
ſichert wurde. Dieſer Zuftand iſt auch durch die RVerf. auf⸗ 
rechterhalten und geſichert. Aber für das geſamte Verſorgungs⸗ 
weſen der früheren Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen 
bei Dienſtbeſchädigung iſt die Tätigkeit der ordentlichen Ge⸗ 
richte erſetzt durch die Tätigkeit von Gerichten, die den Spruch— 
behörden der Verſicherungsgeſetzgebung angeglichen ſind. 


Vor allem aber ſind in dieſer Richtung die Abgeltungs⸗ 
und die Ablöſungs VO. v. 8. Aug. und 4. Dez. 1919 und be⸗ 
treffend die Nichtigkeitserklärung für Verträge durch das 
Reichswirtſchaftsgericht v. 18. Sept. 1919 lehrreich. In weite 
ſtem Umfange wurde die Zuſtändigkeit der ordentlichen Ge— 
richte durch diejenige des Reichswirtſchaftsgerichts erſetzt, auch 
für Fragen rein privatrechtlicher Natur, und ſchließlich machte 
auf Grund des Ermächt®. die VO. v. 24. Okt. 1923 ganze Ar⸗ 
beit und führte für eine Fülle von Anſprüchen unter Aus⸗ 
ſchluß der Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte, des Reichs- 
wirtſchaftsgerichts, einer Sonderſpruchbehörde oder eines 
Schiedsgerichts ein beſonderes Abgeltungsverfahren ein, das 
lediglich dem Reichsfinanzminiſter überlaſſen iſt. Für An⸗ 
ſprüche Dritter, die mit einem abzugeltenden Anſpruche auch 
nur in mittelbarem Zuſammenhange ſtehen, wurde das ge⸗ 
richtliche Verfahren ausgeſchloſſen oder die Ausſetzung angeord- 
net. Die Art der Abgeltung und das Verfahren regelt der 
Reichsminiſter der Finanzen, alſo mit anderen Worten: der 
Schuldner, das Reich, entſcheidet unter Ausſchluß von Geſetz 
und Gericht über ſeine Pflicht und deren Erfüllung. 


III. Nun freilich hören wir die Worte von der „Ver⸗ 
trauenskriſe“ und der „Weltfremdheit“. 


1. Die „Vertrauenskriſe“ betrifft aber nur die ſtrafrichter⸗ 
liche Tätigkeit der Richter. Viel Geſagtes ſoll nicht wiederholt 
werden. Auch der Richter, ſelbſt der beſte, kann nicht aus ſeiner 
Haut heraus, der Kaſſeler Richtertag wie der Juriſtentag 
haben anerkannt, daß es Richter gibt, die ſich noch nicht in 
gehöriger Weiſe auf die neue Staatsform eingeſtellt haben, 
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und daß Fälle vorgekommen find, welche zu berechtigten Be⸗ 
ſchwerden und Vorwürfen Anlaß geben. Sie kommen auch jetzt 
noch vor, wie neueſte Vorgänge beweiſen. Aber auf der anderen 
Seite darf und muß auch vor Verallgemeinerungen gewarnt 
werden. 

2. Die „Weltfremdheit“ iſt zu einem auch durch Ver⸗ 
allgemeinerung vielfach mißbrauchten Schlagwort geworden. 
Sicherlich gibt es, und zwar nicht nur vereinzelt, Richter, die, 
in Fachwiſſen eingeſponnen, dem Leben, beſonders den wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhällniſſen fremd gegenüberſtehen. Aber erſtlich 
gilt dies durchaus nicht für alle Richter; ſodann aber wird dieſe 
Erſcheinung um ſo erklärlicher, um fo unvermeidlicher, je größer 
auf der einen Seite das Stoffgebiet des rein juriſtiſchen Wiſſens, 
auf der andern Seite die Fülle des wirtſchaftlichen und ſozialen 
Lebens wird. Das Wiſſensgebiet, das der junge Juriſt wäh⸗ 
rend des Studiums und der Ausbildung ſich aneignen muß, 
iſt auch für den Fleißigen und Tüchtigen kaum zu bewältigen, 
und mehr als ein tüchtiger Durchſchnitt iſt aus dem vorhan⸗ 
denen Menſchenmaterial auch für Richter nicht herauszuholen. 


Die Weltfremdheit der Juriſten iſt zum Teil nur die Aus⸗ 
ſtrahlung und Folge der einſeitigen Berufsausbildung, unter 
der nicht nur die Juriſten, ſondern die meiſten unſerer Be⸗ 
rufsſtände leiden. Wir werden unter der Fülle deſſen, was 
Berufsausbildung und Beruf von uns fordern, mehr oder 
weniger alle, nicht nur die Juriſten, einſeitige Fachmenſchen. 
Das iſt gleichzeitig der Vorteil und der Nachteil der intenſiven 
einſeitigen Ausbildung zum Beruf. 

Aber gegenüber dem Richter begeht auch hier die neuere 
Richtung der Verwaltung und der Geſetzgebung ein bitteres 
Unrecht, und inſoweit trägt ſie ſelbſt die Mitſchuld an der be⸗ 
klagten „Weltfremdheit“. 

Um in der Welt ſich umzuſehen, um am „Leben“, an der 
„Welt“ teilzunehmen, ſie kennenzulernen, dazu bedarf der 
Richter auch der materiellen Mittel, die ihm bei der kärglichen 
Beſoldung nicht zur Verfügung ſtehen, zumal da nach der Ver⸗ 
armung des Mittelſtandes auch das Vermögen der Ehefrau, 
das früher zuweilen einen Zuſchuß gewährte, nur ſelten vor⸗ 
handen iſt. Das auch vom Deutſchen Anwaltverein dauernd 
vertretene Verlangen, nach dem Vorbilde anderer Staaten die 
Richter aus der allgemeinen Beſoldungsordnung herauszuheben 
und durch reichlichere Beſoldung in den Stand zu ſetzen, ihr 
Wiſſen, ihre Kenntniſſe auch außerhalb des Berufes zu er⸗ 
weitern, iſt bisher unerfüllt geblieben. 

Im übrigen: die Klage über die „Weltfremdheit“ des 
Richters hört auch der Anwalt von ſeiner Partei, aber ſtets 
nur von der Partei, die den Prozeß verloren hat. Der ob⸗ 
ſiegende Teil preiſt in derſelben Sache gegenüber ſeinem An⸗ 
walt den erkennenden Richter wegen ſeiner Tüchtigkeit, Sach⸗ 
kenntnis und Erfahrung! 

IV. Ein geradezu klaſſiſches Beiſpiel, wie die Bedeutung 
der Fachjuſtiz und der Fachjuriſten für Staat und Volk, wie 
der Wert der geordneten Rechtspflege nicht erkannt oder nicht 
geachtet wird, bietet das jetzt dem RT. vorliegende Arbeits- 
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Was bei der Behandlung dieſes Geſetzes in den der 
Offentlichkeit ſo gut wie verſchloſſenen Beratungen des RT⸗ 
Ausſchuſſes vorgeht, iſt weiteren Kreiſen nicht bekannt. Wenn 
der RT., der doch ein viele Paragraphen umfaſſendes, im 
Ausſchuß vorberatenes Geſetz im einzelnen kaum durcharbeiten 
kann, dieſen Entwurf in der bisherigen Faſſung zum Geſetz 
erheben ſollte, dann, aber leider erſt dann, wird, und zwar 
nicht nur in den Kreiſen der Juriſten, die erſchrockene Frage 
laut werden: 


„Wie iſt eine derartige Geſetzgebung möglich!“ 
in einem Staate, in deſſen Verfaſſung die alten Kernworte 
ſtehen: „Die Richter ſind unabhängig und nur dem Ge⸗ 
ſetze unterworfen. Ausnahmegerichte ſind unſtatthaft. Alle 
Deutſchen ſind vor dem Geſetz gleich“, in einem 
Staate, der die Bedeutung des Rechts und der Rechtspflege als 
der Grundlage des Staates theoretiſch immer wieder betont. 


Schon die formale Behandlung des Geſetzentwurfs durch 
die Reichsregierung und den RT. iſt von ſymptomatiſcher Be⸗ 
deutung. In der Behandlung eines Geſetzentwurfs, der nach 
Name und Inhalt grundſtürzende Veränderungen unſerer Ge⸗ 
richtsverfaſſung enthält, iſt nicht das Reichsjuſtizminiſterium, 
ſondern das Reichsarbeitsminiſterium zuſtändig, und der RT. 
überweiſt das Geſetz nicht dem Rechtsausſchuß, ſondern dem 
ſozialpolitiſchen Ausſchuß, in dem ſich nur zwei oder drei 
Juriſten und im übrigen eine große Anzahl von Vertretern 
von Organiſationen der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer, 
Syndizi, Gewerkſchaftsſekretäre uſw. befinden. 


Der zur Verfügung ſtehende Raum geſtatlet nicht, den 
geſamten Inhalt des Geſetzentwurfes zu behandeln; nur Stich⸗ 
proben für den Geiſt und die Richtung der gegenwärtigen Be⸗ 
ratung, für die der ordentlichen, ſtaatlichen Rechtspflege feind⸗ 
liche Tendenz, ſollen gegeben werden. 


Es ſei dahingeſtellt, ob die Erſtreckung einer beſonderen 
Arbeitsgerichtsbarkeit, die bisher für gewerbliche Arbeiter und 
in beſchränktem Maße für kaufmänniſche Angeſtellte galt, auf 
alle Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
innerlich gerechtfertigt, ob es alſo gerechtfertigt iſt, den Streit 
zwiſchen der Hausangeſtellten und dem Hausherrn in bezug 
auf die Gerichtsorganiſation und das Verfahren ebenſo zu be⸗ 
handeln, wie den Streit zwiſchen dem Prokuriſten einer Groß⸗ 
bank und dieſer Bank. 


Allerdings liegt in beiden Fällen ein Dienſtvertrag i. S. 
des BGB. vor; aber innerlich und wirtſchaftlich ſind beide 
Fälle vollſtändig verſchieden untereinander und auch verglichen 
mit den bisher der Zuſtändigkeit der Gewerbe- und Kaufmanns⸗ 
gerichte unterworfenen Streitigkeiten. 


Aber nicht genug damit! 


Der Entwurf erklärt (83) freilich mit einer recht wenig ge⸗ 
nauen Begriffsbeſtimmung die Arbeitsgerichte auch für zuſtändig 
für andere als die eigentlichen arbeitsrechtlichen Klagen von 
Arbeitnehmern oder Arbeitgebern gegen Dritte, wenn der An⸗ 
ſpruch mit einer arbeitsgerichtlichen Streitigkeit „in rechtlichem 
oder unmittelbarem wirtſchaftlichen Zuſammenhange“ ſteht. So 
kann die ordentliche Gerichtsbarkeit ausgeſchaltet werden, auch 
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bei Streitigkeiten, die nicht arbeitsrechtliche ſind, und gegen⸗ 
über Perſonen, die weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer ſind. 


Hier wird alſo, ſcheinbar ohne Widerſpruch des Miniſterii, 
das das Reichsjuſtizminiſterium heißt, ſchon eine Überlegenheit 
der Arbeitsgerichte über die ordentlichen Gerichte ausgeſpro⸗ 
chen; nach § 2 des Entw. ſind in den arbeitsrechtlichen Strei⸗ 
tigkeiten die Arbeitsgerichte ausſchließlich zuſtändig. Nach 8 3 
können die Arbeitsgerichte auch auf anderen Gebieten die 
ordentlichen Gerichte verdrängen. 


Dem R Ausſchuß hat aber auch dies noch nicht genügt. 
Nach deſſen Beſchluſſe ſollen jetzt auch Streitigkeiten der 
Arbeitgeber oder Arbeitnehmer mit ihren Verbänden aus 
dem Vereinigungsverhältnis, beiſpielsweiſe alſo Streitigkei⸗ 
ten eines Verbandes oder einer Gewerkſchaft mit einem 
Mitgliede über Mitgliederbeiträge, Vertragsſtrafen uſw., alſo 
Dinge, die mit dem Arbeitsrecht nichts zu tun haben, 
unter die Zuſtändigkeit des Arbeitsgerichtes fallen. Damit 
muß man nun die Beſtimmungen des Entwurfs über die 
Beſetzung der Gerichte mit Arbeitnehmern und Arbeitge- 
bern in gleicher Zahl und den Ausſchluß der Anwalts- 
vertretung in erſter Inſtanz in Verbindung bringen, um zu 
dem Ergebnis zu gelangen, daß über einen ſolchen Streit zwi⸗ 
ſchen der Gewerkſchaft und ihrem Mitglied ein Gericht ent⸗ 
ſcheidet, in dem zwangsläufig ein Arbeitgeber als Richter 
ſitzt, und daß in dieſem Streit das Mitglied einen Vertreter 
nur dann ſindet, wenn der Syndikus der Gegenpartei zur Ver⸗ 
tretung bereit iſt. 


Für die Ernennung der ordentlichen Richter galt und 
gilt die Ernennung auf Lebenszeit, vorbehaltlich der Einfüh⸗ 
rung der Altersgrenze, bisher als ein unverbrüchliches Pal⸗ 
ladium der Rechtsſicherheit und der Rechtspflege. Nach dem 
vorliegenden Entwurf werden die Vorſitzenden mindeſtens für 
1 Jahr und höchſtens für 9 Jahre beſtellt; nach mindeſtens 
dreijähriger Amtszeit können hauptamtliche Vorſitzende auf 
Lebenszeit beſtellt werden. Die Gründe des Entwurfes erklä⸗ 
ren dieſe Regelung für notwendig, weil auch andere Perſonen 
als ordentliche Richter zu Vorſitzenden beſtellt werden können 
und „weil die Arbeitsgerichtsbarkeit für die ordentlichen Rich⸗ 
ter im allgemeinen ein neues Arbeitsgebiet iſt, auf dem ſie 
ſich erſt „einarbeiten und bewähren müſſen“. Iſt denn aber 
wirklich das Arbeitsrecht von dem übrigen Rechte ſo weltver⸗ 
ſchieden? und hat nicht in den letzten 10—20 Jahren die Ge⸗ 
ſetzgebung und die Praxis unſeren Richtern und im allgemeinen 
unſeren Juriſten neue Aufgaben von ganz anderer Schwierig⸗ 
keit geſtellt? Mag das Arbeitsminiſterium eine Heraushebung 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer aus dem allgemeinen 
Rechte wünſchen, aber wo bleibt die Sorge des Juſtizmini⸗ 
ſterii dafür, daß die Volks⸗ und Wirtſchaftsgemeinſchaft, von 
der ſoviel geredet und geſchrieben wird, nicht durch künſtliche 
Abſonderung einer beſonderen Volksſchicht gelockert werde! 


Geradezu unbegreiflich wird dann die Behandlung der 
Zuſammenſetzung des Gerichts in der dritten Inſtanz, beim 
Reichsarbeitsgericht. Die Reviſion gegen die Berufungsurteile 
der Landesarbeitsgerichte kann nach dem Entwurfe nur darauf 
geſtützt werden, daß das Berufungsurteil auf der Nichtanwen⸗ 
dung oder der unrichtigen Anwendung einer geſetzlichen Be⸗ 
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ſtimmung oder einer die Regelung der einzelnen Arbeitsver⸗ 
träge betreffenden Beſtimmung eines Tarifvertrages beruhe. 
Obwohl es alſo in der Reviſionsinſtanz, wie auch die amtliche 
Begründung des Entwurfs anerkennt, lediglich auf die Ent⸗ 
ſcheidung von Rechtsfragen ankommt, verlangt der Entwurf 
auch für das Reichsarbeitsgericht die Mitwirkung von Laien⸗ 
beiſitzern, „weil ſie in der Lage ſind, den rechtsgelehrten Rich⸗ 
tern die nähere Kenntnis des Arbeitslebens zu vermitteln, die 
auch für die rechtliche Nachprüfung notwendig iſt“. 


Mit der entſprechenden Redewendung müßte für Streitig⸗ 
keiten aus dem Pachtrecht beim RG. die Mitwirkung von 
Pächtern und Verpächtern, für Streitigkeiten aus dem Han⸗ 
delsrecht die Mitwirkung von Kaufleuten, aus dem Schiff⸗ 
fahrtsrecht die Mitwirkung von Schiffahrtstreibenden uſw. ver⸗ 
langt werden. Es iſt doch einfach nicht richtig, wenn die Sache 
ſo dargeſtellt wird, als ſei das „Arbeitsleben“ ein Buch mit 
ſieben Siegeln, das nur derjenige voll kennt, der i. S. des 
Entwurfs Arbeitgeber oder Arbeitnehmer iſt! 


Aber immerhin: Der Entwurf gab in der Reviſionsin⸗ 
ſtanz dem Berufsrichter zum mindeſtens die Mehrheit: Drei 
Berufsrichter neben zwei Laienrichtern. Dem RT Ausſchuß hat 
dies nicht genügt. Er verlangt für die Reviſionsinſtanz drei 
Berufsrichter und vier Laienrichter, gibt alſo den letzteren 
die Mehrheit. 


Dazu nehme man die für den Juriſten geradezu be⸗ 
ſchämende neue Beſtimmung des Entwurfs über die Plenar⸗ 
entſcheidungen des NG. Bei Entſcheidungen der Ver ZS. oder 
des Plenums des RG., bei denen es ſich um arbeitsrecht⸗ 
liche Fragen handelt, wirken je ein Arbeitgeberbeiſitzer und 
je ein Arbeitnehmerbeiſitzer von jedem Senat des RG. mit. 


Sie gelten als Mitglieder des RG. i. S. des 8 138 GVG. 
Dieſe Beſtimmung iſt, nachdem die Beſetzung der Arbeits⸗ 
rechtsſenate des RG. ſo wie angegeben verändert iſt, auch im 
Ausſchuß dahin geändert worden, daß von jedem Senat zwei 
Laienbeiſitzer mitwirken. Bei ſtarker Vermehrung der Senate 
des Reichsarbeitsgerichts kann es, da zur Faſſung von Plenar⸗ 
entſcheidungen die Teilnahme von mindeſtens / aller Mit⸗ 
glieder genügt, im ſchlimmſten Falle dahin kommen, daß in 
den ſchwerſten Rechtsfragen, deren Entſcheidung die Einheit 
des deutſchen Rechts verbürgen ſoll, die Laienbeiſitzer die 
Mehrheit oder mindeſtens die entſcheidende Stimme haben. 


Sollte nicht das RG. den Verſuch machen, 
gegen dieſe Art von Geſetzgebung ſeine warnende 
Stimme mit aller Deutlichkeit zu erheben? 


Für die Berufung der Laienbeiſitzer kann es als eine Ver⸗ 
beſſerung der bisherigen Geſetzeslage anerkannt werden, daß 
die Beiſitzer nach dem Entwurfe nicht mehr, wie bei den Ge⸗ 
werbe⸗ und Kaufmannsgerichten gewählt, ſondern, ähnlich wie 
bei den Mietſchöffengerichten, von der Verwaltungsbehörde im 
Einvernehmen mit dem Landgerichtspräſidenten aus Vorſchlags⸗ 
liſten der Organiſation der Arbeitgeber und Arbeitnehmer beru⸗ 
ſen werden. Aber auch hier verleugnet der Entwurf grundlegende 
Anſchauungen der ordentlichen Rechtspflege. Man muß die 
Beſtimmungen über die Berufung der Beiſitzer zuſammenhalten 
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mit den Beſtimmungen über die zugelaſſenen Parteivertreter. 
Satzungsmäßige Vertreter und bevollmächtigte Angeſtellte von 
Kartellen und Gewerkſchaften ſind ſchon nach dem Entwurfe 
für die Berufung zum Beiſitzer den Arbeitgebern und Arbeit⸗ 
nehmern gleichgeſtellt, können alſo Arbeitsrichter werden. Der 
RT Ausſchuß hat dieſe Beſtimmung noch erweitert. Dieſelben 
Perſonen können bei den Arbeitsgerichten auch als Vertreter 
ihrer Organiſation oder eines Mitglieds dieſer Organiſation 
auftreten. 


Es heißt den Beiſitzern eine übermenſchliche Unbefangen⸗ 
heit zumuten, wenn man glaubt, daß derſelbe Mann, der als 
Syndikus der Arbeitgebervereinigung oder Gewerkſchaftsſekre⸗ 
tär in der einen Sitzung ſeine Organiſation oder deren Mit⸗ 
glieder vertritt und in der nächſten Sitzung desſelben Arbeits⸗ 
gerichts als Richter tätig wird, von ſeinem Intereſſentenſtand⸗ 
punkt loskommt. Den gelehrten Richter würde ein ſolcher 
Rollenwechſel befangen erſcheinen laſſen, im arbeitsgerichtlichen 
Verfahren entſcheidet über die Ablehnung von Gerichtsperſonen 
das Arbeitsgericht durch unanfechtbaren Beſchluß. Liegt nicht 
die Verſuchung nahe, auch für die Ablehnung einen Rollen⸗ 
wechſel, den das Geſetz ausdrücklich geſtattet, als unerheblich 
zu erklären? 


Scheinbar hat auch hier das Geſetz mehr Zutrauen zu den 
Laienrichtern als zu den Berufsrichtern, die durch Ausbildung, 
Erfahrung und Amtspflicht geſchult ſind! 


Schließlich die Behandlung der Rechtsanwaltſchaft. In 
etwas kühner Weiſe iſt der Grundſatz der Lokaliſierung, den 
die Rechtsanwaltsordnung für den Zivilprozeß hat, durch⸗ 
brochen; in zweiter und dritter Inſtanz iſt jeder bei einem 
deutſchen Gericht zugelaſſene Anwalt zur Vertretung berech⸗ 
tigt. Aber 


1. in der erſten Inſtanz ſind Rechtsanwälte ausgeſchloſ⸗ 
ſen, es ſei denn, daß ſie Vertreter oder Bevollmächtigte der 
Organiſation ſind; 


2. vor den Landesarbeitsgerichten, alſo in der zweiten 
Inſtanz ſind unter Durchbrechung des Anwaltszwangs die 
Syndizi und Gewerkſchaftsſekretäre zugelaſſen. 


Der Widerſpruch, den nicht nur die Anwaltſchaft, ſondern 
auch weite Kreiſe der übrigen Juriſten gegen dieſe Beſtim⸗ 
mungen erhoben haben, kann nicht laut genug und nicht oft 
genug wiederholt werden. Um nicht oft Geſagtes ausführlich 
zu wiederholen, ſei nur dreierlei geſagt: 


Erſtlich: Auch hier zieht ſich die Macht des Staates ſcheu 
zurück vor der Macht der Organiſationen. Mit ſehenden, Augen 
beraubt ſie diejenige Partei, die einer Organiſation nicht an⸗ 
gehört, der Möglichkeit, durch ein Mitglied desjenigen Stan⸗ 
des vertreten zu werden, der nach Eignung und Geſetz zur 
Wahrnehmung fremder Rechtsangelegenheiten berufen iſt. 


Zweitens: Der Rechtsanwalt, der beim Arbeitsgericht 
nicht auftreten darf, erlangt ſofort dieſe Fähigkeit, wenn er 
ſich zum Angeſtellten der Organiſation machen läßt! und alle 
die Umſtände, die für den Ausſchluß der Rechtsanwälte von 
dem Arbeitsgericht geltend gemacht werden, verſinken in Nichts, 
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wenn der Aſſeſſor, der frühere Anwalt oder Richter als An⸗ 
geſtellter der Organiſation auftritt! 


Drittens: Der Grundſatz des Anwaltszwanges bei den 
Kollegialgerichten iſt unſtreitig nicht den Rechtsanwälten zu⸗ 
liebe, ſondern im Intereſſe der Rechtspflege eingeführt und 
aufrechterhalten worden. Er wird verlaſſen, weil ſich die 
Staatsmacht der Macht der Organiſation beugt, ohne Nüd- 
ſicht auf die Folgen, die die Verleugnung des Grundſatzes 
auf anderen Gebieten haben kann. 

Auf der ganzen Linie alſo eine Zurückdrängung der 
Juriſtenwelt. 

Die Juriſten Deutſchlands, nicht nur die Rechtsanwälte, 
haben Anlaß und Pflicht, in letzter Stunde und mit aller 
Energie ſich gegen dieſe Richtung der Geſetzgebung aufzulehnen. 

V. Daß die Rechtsanwaltſchaft ein unentbehrliches, voll⸗ 
berechtigtes Organ der Rechtspflege iſt, daß die deutſche Rechts⸗ 
anwaltſchaft, von wenigen Ausnahmen abgeſehen, ihre Pflicht, 
und mehr als ihre Pflicht in vollem Maße tut, daß ſie den 
guten Ruf der Integrität und Leiſtungsfähigkeit, den ſie im 
Inland und Ausland hat, verdient und rechtfertigt, daß ſie 
in der Praxis des Rechts, in der Wiſſenſchaft und im öffent⸗ 
lichen Leben ihren Mann ſteht, das wird nicht nur bei feſt⸗ 
lichen Gelegenheiten und Verſammlungen von unſerer Juſtiz⸗ 
verwaltung ausgeſprochen und anerkannt, es iſt auch nach mei- 
ner feſten Überzeugung die ehrliche und aufrichtige Meinung 
unſerer Juſtizverwaltung, unſerer Richter, unſerer ſonſtigen 
Behörden und aller Einſichtigen. 

Trotz deſſen leidet die Rechtsanwaltſchaft unter der juri⸗ 
ſtenfeindlichen Richtung der Zeit noch mehr als die beamteten 
Juriſten. 

Die 12— 13000 deutſchen Rechtsanwälte haben, zumal 
da ſie über alle denkbaren Parteien verteilt ſind, keine politiſche 
Macht. Ein freier Beruf, deſſen Angehörige berufsmäßig indi⸗ 
vidualiſtiſch eingeſtellt ſind, paßt der ganzen gegenwärtigen 
Richtung nicht, er paßt der Staatsmacht nicht, er paßt auch 
nicht denjenigen, welche die Macht der Organiſation noch über 
die des Staates ſtellen wollen. Ein Beruf, deſſen Recht, Pflicht 
und Aufgabe es iſt, die ſtaatliche Verwaltung im Intereſſe des 
einzelnen Bürgers zu kontrollieren und unter Umſtänden an⸗ 
zugreifen und zu bekämpfen, iſt dem Staat und ſeinen Be⸗ 
hörden außerordentlich unbequem. Auch bei der Bevölkerung 
iſt die Anwaltſchaft nicht beliebt, begreiflicherweiſe. Die Pro⸗ 
zeßpartei hat einen Anwalt als Gegner, der es ihr ſchwer 
macht, der demjenigen entgegentritt, was ſie für ihr Recht 
hält oder erklärt. Dieſe Gegnerſchaft überträgt ſich im Den⸗ 
ken, in der Beurteilung auf den ganzen Stand, zuweilen auch 
auf den eigenen Anwalt. 


So iſt die Anwaltſchaft zur Wahrung ihrer Stellung und 
zur Verteidigung gegen unberechtigte Beeinträchtigungen nur 
auf ſich und ſachliche Argumente angewieſen; aber es handelt 
ſich auch da um eine Teilerſcheinung der allgemeinen Zurück⸗ 
drängung der gelehrten Juriſten und deshalb kann die An⸗ 
waltſchaft erwarten und verlangen, daß auch die übrigen Juri⸗ 
ſten, beſonders die Richter und die Reichsjuſtizverwaltung, 
deren Eingreifen auch hier ſchmerzlich vermißt wird, ſich mit 
den Fragen beſchäftigen. 
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1. Reichsrecht bricht Landrecht. Das Reich hat die Geſetz⸗ 
gebung über das bürgerliche Recht, das Strafrecht und das 
gerichtliche Verfahren, und nur ſolange und ſoweit das Reich 
von ſeinem Geſetzgebungsrecht keinen Gebrauch macht, behalten 
die Länder das Recht der Geſetzgebung. Das Reich hat durch 
die NAD. die Verhältniſſe der Rechtsanwaltſchaft geregelt und 
an die Spitze den Grundſatz geſtellt, daß zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft nur zugelaſſen werden kann, wer die Fähigkeit zum 
Richteramt erlangt hat. Die Gleichheit der Vorbildung für 
das Richteramt und die Rechtsanwaltſchaft bildet einen der 
weſentlichſten Grundſätze unſerer Gerichtsorganiſation. 


Gegen dieſe reichsrechtlichen Grundſätze verſtößt nach der 
Überzeugung der Rechtsanwaltſchaft das preuß. Gef. v. 25. Mai 
1926 über die Vertretung vor den Verwaltungsgerichten (GS. 
S. 163); es ſchafft einen Rechtsanwaltsſtand, der andere Vor⸗ 
ausſetzungen hat, als ſie das Reichsrecht beſtimmt, der durch 
die Schranken der Berufs ſitte und der Standesdiſziplin nicht 
gebunden iſt, und der trotzdem, befreit von den Schranken des 
Rechtsanwalts, einen großen Teil der dem Anwalt obliegenden 
und zuſtehenden Berufsgeichäfte ausüben kann. 


Denn das Geſetz gibt ein Recht auf Zulaſſung als Ver⸗ 
waltungsrechtsrat nicht nur demjenigen, welcher die Befähi⸗ 
gung zum Richteramt, ſondern auch demjenigen, welcher die 
Befähigung zum preußischen Verwaltungsdienſt erlangt hat. 
Es beſeitigt alſo zunächſt das Erfordernis der gleichmäßigen 
Ausbildung und Vorbereitung des Richters und des Anwalts. 
Denn nach dem preuß. Geſ. v. 10. Aug. 1906 und 8. Juli 
1920 weicht die Ausbildung der Richter und der Verwaltungs- 
beamten, ſobald ſechs Monate nach der erſten juriſtiſchen Prü⸗ 
fung verſtrichen ſind, voneinander ab. 


Was aber viel ſchlimmer iſt: Nach dem Gef. v. 8. Juli 
1920 ſind die Miniſter der Finanzen und des Inneren er⸗ 
mächtigt, in Ausnahmefällen auch andere Perſonen, „die auf 
Grund ihrer fachlichen Vorbildung und mindeſtens dreijähriger 
Tätigkeit in einem öffentlichen Verwaltungsdienſte für die 
Stellung eines höheren Verwaltungsbeamten beſonders geeig⸗ 
net erſcheinen, als befähigt zum höheren Verwaltungsdienſt zu 
erklären“. Danach beſteht die Möglichkeit und die Gefahr, daß 
auch auf dieſem Gebiete der der wiſſenſchaftlichen Vorbildung 
und Kenntnis entbehrende Beamte, wie er Landrat oder Regie⸗ 
rungsrat werden kann, ſo auch „Verwaltungsrechtsrat“ wird. 
Denn haben ihn die Miniſter als befähigt zum höheren Ver⸗ 
waltungsdienſt erklärt, ſo muß er dann unter der weiteren 
Vorausſetzung des Geſ. v. 25. Mai 1926, d. h. unter der Vor⸗ 
ausſetzung einer weiteren zweijährigen Tätigkeit in der Ver⸗ 
waltung, als Verwaltungsrechtsrat zugelaſſen werden. 

Iſt dies aber geſchehen, ſo iſt der Verwaltungsrechtsrat, 
frei von den Schranken einer Standesdiſziplin, in der Lage, 
um die Worte des Geſetzes zu brauchen, „advokatoriſche Praxis 
i. S. des 86 RGewO.“ auszuüben. Freilich ſpricht das Geſetz 
nur von der berufsmäßigen Rechtsvertretung vor den Ver⸗ 
waltungsgerichten, freilich kann nach der GewO. jedermann als 
Rechtskonſulent oder Winkelkonſulent tätig ſein, ſolange nicht 
eine Unterſagung aus § 35 GewO. erfolgt It. Aber das Gef. 
v. 25. Mai 1926 gewährt dem Verwaltungsrechtsrate einen für 
das Publikum lockenden Titel, eine Eintragung in die Liſte 
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und die Freiheit des Wettbewerbs. Denn bis zu der in 87 
des Geſetzes vorgeſehenen Streichung in der Liſte iſt ein weiter 
Weg; ſie ſoll erfolgen, „wenn der Verwaltungsrechtsrat die 
ihm obliegenden Pflichten gröblich verletzt“, und über die 
Streichung entſcheidet das Oberverwaltungsgericht. 


Die Befürchtung der Rechtsanwaltſchaft, daß Verwal⸗ 
tungsrechtsräte ſich über die Grenze „der berufsmäßigen 
Rechtsvertretung vor den Verwaltungsgerichten“ ſehr bald hin⸗ 
wegſetzen werden, hat ſich ſchneller erfüllt, als zu erwarten 
war. Mit wohltönenden Namen und mit einer Werbung um 
Praxis — um keinen ſchärferen Ausdruck zu gebrauchen —, 
wie ſie die Rechtsanwaltſchaft für unbedingt ſtandeswidrig 
hält, haben Verwaltungsrechtsräte ihre Tätigkeit als Syndikus 
und Schiedsrichter, für den Entwurf von Verbandsſatzungen, 
Sanierungen, Treuhandgeſchäfte, für Rechtsgutachten und Ver⸗ 
tretung vor den Verwaltungsbehörden und allen Gerichten des 
öffentlichen Rechts, auch den Finanzgerichten, angeboten, und 
zwar innerhalb und außerhalb Preußens. 


Das iſt reine Rechtsanwaltstätigkeit; das bedeutet die 
Ausübung der „advokatoriſchen Praxis“ auf allen Gebieten, 
ſoweit nicht der Anwaltszwang der ZPO. eine Schranke ſetzt. 


Die Rechtsanwaltſchaft, die ſich ihrer Pflichten, aber auch 
ihrer Rechte bewußt iſt, hält es für angebracht, nicht nur das 
Reichsjuſtizminiſterium, wie es geſchehen iſt, ſondern alle Ju⸗ 
riſten darauf hinzuweiſen, wie auch hier die fachlich ausgebil⸗ 
deten Juriſten zurückgeſetzt werden, nicht nur hinter den ge⸗ 
ſchulten Beamten des höheren Verwaltungsdienſtes, ſondern 
auch hinter denjenigen Perſonen, welche die Miniſter auf 
Grund des Geſ. v. 8. Juli 1920 für befähigt zum höheren 
Verwaltungsdienſt erklärt haben. 


Aber leider hat auch hier die Juſtizverwaltung den von 
ihr erwarteten Schutz bisher nicht gewährt. Es iſt ein öffent⸗ 
liches Geheimnis, daß das Geſetz über die Verwaltungsrechts⸗ 
rüte vom preuß. Miniſterium des Inneren durchgefetzt wor⸗ 
den iſt. 

2. Endlich und ſchließlich die Gebührenordnung. Auch auf 
dieſem Gebiete äußert ſich im Parlament die klare Tendenz der 
Zurückdrängung der Rechtsanwaltſchaft. Daß eine ausreichende 
Entlohnung der anwaltlichen Tätigkeit nicht nur im Intereſſe der 
Anwaltſchaſt, ſondern auch im Intereſſe der Anwaltsangeſtell⸗ 
ten, der rechtsſuchenden Bevölkerung, für die ein wirtſchaftlich 
geſicherter, integrer, gegen Notlage und Verſuchungen gefeiter 
Anwaltsſtand erforderlich ift, der Rechtspflege und des Staates, 
liegt, braucht nicht wiederholt zu werden. Seit Ende des vori⸗ 
gen Jahres haben ſich die Verhältniſſe der Anwaltſchaft in 
einer erſchreckenden Weiſe verſchlechtert. Die Werbungskoſten 
haben ſich im Verhältnis zu den Einnahmen ganz außerordent⸗ 
lich erhöht, die Beſchäftigung der Anwaltſchaft und auch der 
Notare iſt dauernd zurückgegangen, die „großen Objekte“ ſind 
immer ſeltener geworden und — vor allem — die Gebühren, 
die der Anwalt auf dem Papier ins Verdienen gebracht hat, 
gehen zum kleinſten Teil ein. Bei dieſer Sachlage iſt eine Her⸗ 
abſetzung der Anwaltsgebühren höchſtens in den hohen Wert⸗ 
ſtufen und auch da nur in mäßigem Umfange erträglich und 
vor allem nur in Verbindung mit einer erheblichen Herab⸗ 
ſetzung der Gerichtskoſten und einer anderweiten Regelung der 
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Vorſchriften über die Feſtſetzung der Streitwerte. Mögen auch 
die hohen Streitwerte für die Anwälte, ſelbſt für die der Groß⸗ 
ſtädte, ſelten fein, fo bieten doch die Gebühren bei dieſen Streit⸗ 
werten, wenn ſie einmal anfallen, einen Ausgleich für viele 
Jahre gegenüber den kleinen Sachen, bei denen der Anwalt 
oft mehr Ausgaben hat, als Einnahmen. Die Art der Streit⸗ 
wertfeſtſetzung, beſonders in Eheſachen, iſt vielfach geradezu 
ein Hohn auf alles dasjenige, was von der ſittlichen Beden⸗ 
tung der Familie und der Ehe geſagt wird. Ein kürzlich er⸗ 
gangener Beſchluß eines OLG. führt aus, es komme für die 
Feſtſetzung des Streitwerts im Eheſcheidungsprozeß darauf an, 
welche Koſtenlaſt die Partei tragen kann. So ſelbſtverſtändlich 
auch die Vermögensverhältniſſe für die Feſtſetzung von Bedeu⸗ 
tung ſind, ſo unverſtändlich und unlogiſch iſt dieſe Begrün⸗ 
dung der Abweichung von 8 11 ORG. Aus der Regel des 8 11, 
daß der Streitwert auf 1000 Mark feſtzuſetzen ſei, iſt die 
Ausnahme geworden. So liegen die Verhältniiſe und doch hat 
zunächſt der Reichsrat und nun neuerdings der Rechtsausſchuß 
des NT. in erſter Leſung ſelbſt die von der Reichsregierung 
vorgeſchlagenen Gebührenfäge, welche ſchon erheblich hinter den 
alten Gebühren zurückbleiben, noch weiter in einer geradezu er⸗ 
ſchreckenden Weiſe herabgeſetzt Bei den Gerichtskoſten genügte 
die Ei..ärung der Landesregierungen, die Herabſetzung könne 
im finanziellen Intereſſe nur eine geringe ſein, um eine in der 
Tat nur geringe, ſachlich nicht ausreichende Herabſetzung zu 
beſchließen. Für die Anwaltsgebühren iſt für die kleinen, für 
den Amtsgerichtsanwalt entſcheidenden Streitwerte und für 
einen Teil der mittleren Streitwerte, die das Gerippe der An⸗ 
waltspraxis bilden, eine ganz erhebliche, für die hohen Streit⸗ 
werte eine ebenſowenig zu verantwortende Herabſetzung der 
Gebührenſätze erfolgt. 5 

Von den Kompenſationen, die der Deutſche Anwaltverein 
insbeſ. in bezug auf die Feitiegung der Streitwerte verlangt 
hatte, iſt ſo gut wie nichts beſchloſſen worden. 


Es iſt klar, daß für die Einzelheiten der GebD. der 
Nichtjuriſt kaum Verſtändnis, der Nichtanwalt nicht ſonderlich 
Intereſſe hat. 

Aber dafür müſſen nicht nur die Juriſten, ſondern auch 
die beſonnenen Nichtjuriſten ſich energiſch einſetzen, daß nicht 
eine GebO. geſchaffen werde, die einen redlichen, pflichttreuen, 
von den Nöten der Zeit ohnedies ſchwer belaſteten Berufsſtand 
und von ſeinen Mitgliedern gerade die am meiſten der Stütze 
bedürftigen in eine unwürdige und gefährliche Notlage bringt. 


Denen aber, die da glauben, die Anſprüche der Anwalt⸗ 
ſchaft mit einer leichten Handbewegung abtun zu können, ſei 
die Lage der Anwaltsangeſtellten, die auf Gedeih und Verderb 
mit der Lage der Anwaltſchaft verbunden ſind, in Erinnerung 
gebracht. 


VI. Ein trübes Bild bietet die geſchilderte Zurückdrän⸗ 
gung der gelehrten Juriſten. 
Vor dem Kriege, z. Z. des wirtſchaftlichen Aufſtiegs 
Deutſchlands, hatte der gebildete Mittelſtand, hatten vor allem 
die gelehrten Berufe eine ſoziale Aufgabe, die ſie zum Wohl 
des Staates, des Volkes und der Menſchheit erfüllten. Zwi⸗ 
ſchen denen, die in behaglichem Wohlleben ihre Zeit verbrach⸗ 
ten, und denen, die erbitterte politiſche und wirtſchaftliche 
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Kämpfe führten, in der Mitte ſtehend, haben die fachgebildeten 
Schichten des deutſchen Volkes, nicht am wenigſten die Ju⸗ 
riſten, durch ein, nicht immer großes, aber doch ausreichendes 
Einkommen vor wirtſchaftlicher Not geſchützt, die ideellen 
Intereſſen in Staat und Volk vertreten und gewahrt, der Rich⸗ 
ter in der Rechtſprechung und wiſſenſchaftlichen Arbeit, der 
Anwalt in der Vertretung der Rechtſuchenden und damit des 
Rechts, in wiſſenſchaftlicher Forſchung und nicht zum wenig⸗ 
ſten in gemeinnütziger Tätigkeit in Staat und Gemeinde. Die⸗ 
fer ſachmäßig ausgebildete Mittelſtand hatte eine ſoziale und 
allgemein⸗menſchliche Bedeutung, er ſchuf am Webſtuhl der 
Zeit, geräuſchlos, unbemerkt, aber wertvoll. 
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Vernunft und Wiſſenſchaft, „des Menſchen allerhöchſte 
Kraft“, ihrer maßgebenden Bedeutung im Staatsleben zu be⸗ 
rauben, iſt ein Beginnen, mit dem man wohl vorübergehend 
den Beifall der lärmenden Menge erlangt, die da glaubt, alles 
ſelbſt leiſten zu können, mit dem man aber die Grundlagen des 
menſchlichen Zuſammenlebens untergräbt. 

Die verantwortlichen Stellen des Staates, die beſonnenen 
Teile unſerer Bevölkerung gehören an die Seite derer, die das 
Recht, die Grundlage des Staates, erhalten; fie milffen pflicht⸗ 
mäßig die Kraft aufbringen, Recht und Rechtswiſſenſchaft gegen 
die Angriffe wirtſchaftlicher Mächte und politiſcher Treiberei 
zu verteidigen. 


III. 
von Seh. Juſtizrat Prof. Dr. Wilhelm Kiſch, münchen. 


Im Gebiete der praktiſchen Rechtsanwendung macht ſich 
das Zurückdrängen der Berufsjuriſten und das Eindringen 
des Laienelements in einem Umfang bemerkbar, welcher auch 
die Vertreter der Rechtswiſſenſchaft auf den Plan rufen muß. 
Vielleicht dürften dieſe auf Gehör um deswillen eher rechnen, 
weil ſie, dem Tageskampfe ferner ſtehend, weniger dem Vor⸗ 
wurf ausgeſetzt ſein werden, welcher in dieſem Kampfe (von 
übrigens auch nicht unbeteiligter Seite) immer wieder den 
Richtern und Anwälten entgegengehalten wird, dem Vorwurfe 
nämlich, als ob ſich dieſe in ihrer Stellungnahme durch ihre 
Standesintereſſen ungebührlich leiten ließen. Prüft man aber 
die Sachlage objektiv, namentlich unter dem Geſichtswinkel der 
allgemeinen Intereſſen der Rechtspflege und unter demjenigen 
der geſchichtlichen Erfahrung, ſo wird man ſich der Einſicht 
nicht verſchließen können, daß die Ausſchaltung des juriſtiſch 
gebildeten Elementes ein für die Einheitlichkeit und Qualität 
der Rechtſprechung bedenkliches Maß anzunehmen droht. 


Hierfür bietet der Entwurf eines Arbeitsgerichts- 
geſetzes, welcher bekanntlich zur Zeit im Reichstage geprüft 
wird, ein anſchauliches und lehrreiches Beiſpiel. Die wichtig⸗ 
ſten hier einſchlagenden Einzelheiten ſetze ich als bekannt vor⸗ 
aus: namentlich die vollkommene Loslöſung der geplanten Ge⸗ 
richtsbehörden von den ordentlichen Gerichten (im Gegenſatze 
zu der vielfach geforderten Anſchließung an dieſelben), ihre 
Bezeichnung als Arbeitsgerichtsbehörden, ihre Beſetzung mit 
einem Vorſitzenden, welcher nicht in jeder Beziehung die An⸗ 
forderungen an einen ordentlichen Richter zu erfüllen braucht, 
und Laien als Beiſitzern, die Erſtreckung der Zuſtändigkeit auf 
zuſammenhängende Sachen, bei denen die Parteien weder zu 
den Arbeitgebern noch zu den Arbeitnehmern zu gehören brau⸗ 
chen, die Mitwirkung (nicht bloß Anhörung) der Sozial⸗ 
behörden bei der Verwaltung jener Organiſation, indirekt auch 
bei der Auswahl der Vorſitzenden, bei der Aufſicht über die 
Beamten uſw.; vor allem aber der völlige Ausſchluß der 
Rechtsanwaltſchaft in erſter Inſtanz ſelbſt bei berufungsfähigen 
Sachen, ſtellenweiſe auch die Durchbrechung des Anwalts⸗ 
zwanges in zweiter Inſlanz, Überwiegen des Laienelementes 


gegenüber dem ordentlichen Richtertum ſogar für die Arbeits- 
gerichtsſenate beim Reichsgericht. 


Wie verlautet, ſollen in dem Reichstagsausſchuß, welcher 
mit der Prüfung des Entwurfs betraut iſt (und welcher nicht 
der Rechtsausſchuß, ſondern derjenige für ſozialpolitiſche An⸗ 
gelegenheiten iſt), bei einzelnen dieſer Punkte noch Verſchär⸗ 
fungen beſchloſſen worden ſein. 


Schon dieſe Überficht genügt, um zu zeigen, daß der ganze 
Entwurf von dem Geiſte des Mißtrauens gegen die ordent⸗ 
lichen Gerichte und gegen die Rechtsanwaltſchaft getragen iſt. 
Ob ſeine Erhebung zum Geſetz in der geplanten Geſtalt der 
geſamten Rechtspflege zum Vorteil gereichen wird, möchte ich 
für meinen Teil entſchieden bezweifeln. 


Zunächſt iſt es m. E. ein bedauerlicher Mißſtand, daß die 
neuen Gerichtsbehörden von den ordentlichen Ge- 
richten losgelöſt ſein ſollen. Darin liegt ein Schaden für 
beide Arten von Behörden und damit für das Ganze unſerer 
Rechtspflege. Dem ordentlichen Richter wird ein weites, in 
unſerer modernen Zeit ungeheuer wichtiges Stück des prak— 
tiſchen Rechtslebens entzogen, deſſen außerordentlich inter⸗ 
eſſante juriſtiſche, menſchliche und ſoziale Probleme die Recht⸗ 
ſprechung auch auf zahlreichen anderen Gebieten anregen und 
befruchten könnten. Ihm, dem man Weltſremdheit vorzuwerfen 
nicht müde wird, entzieht man eine der allerreichſten und 
förderlichſten Gelegenheiten, mit Welt und Menſchen Fühlung 
zu gewinnen. Der Arbeitsrichter andererſeits wird, auch ſo⸗ 
weit er Berufsjuriſt iſt, ebenfalls in feinem Geſichtskreis be⸗ 
ſchränkt. Er verliert leicht den Zuſammenhangg mit anderen 
Teilen der Rechtsordnung, ſowie die Gewohnheit und Fähig⸗ 
keit, die dort erzielten Fortſchritte für ſein ſpezielles Arbeits⸗ 
gebiet fruchtbar zu machen. Durch die ſtete ausſchließliche Be⸗ 
ſchäftigung mit einer immerhin höchſt beſchränkten Gattung 
von Prozeſſen wird er der Gefahr einer gewiſſen Einſeitigkeit 
ausgeſetzt, die durch den unverkennbaren Vorteil der Speziali⸗ 
ſierung und Intenſivierung ſeiner Arbeit kaum voll aus⸗ 
geglichen werden dürfte. 
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Man vergeſſe doch nicht, daß das Arbeitsrecht bei 
allen ihm eigentümlichen Beſonderheiten doch nur ein Stück 
unſerer ganzen großen Rechtsordnung iſt, daß für 
ſeine richtige Erfaſſung und Durchführung die Grundbegriffe 
des allgemeinen Privatrechts und öffentlichen Rechts nicht zu 
entbehren find, und daß nur der ein guter Arbeitsrichter ſein 
kann, der die Grundlinien des Dienſtvertrages, des gegen⸗ 
ſeitigen Vertrages, des Rechtsgeſchäfts und der Willenserklä⸗ 
rung überhaupt, der Kündigung, Anfechtung, des Rücktritts, 
der Vertragsſtrafe, des Schadenserſatzes und tauſend anderer 
Rechtsinſtitute nicht nur äußerlich kennt, ſondern innerlich be⸗ 
herrſcht. So gut wie für den Rechtsanwalt, den Gelehrten, 
jeden Fachmann die übertriebene Spezialiſierung vom Übel iſt, 
ſo ſehr gilt das auch und namentlich vom Richter, deſſen 
Ideal es ſein muß, daß ihm nichts Menſchliches fremd bleibe. 


Was nun die Beiſitzer betrifft, ſo iſt hier nicht der 
Platz, das große Problem von dem Verhältnis des 
Laienrichtertums zum Berufsrichtertum aufzu⸗ 
rollen. Immerhin feien ein paar kurze Bemerkungen geſtattet. 
Ich ſtehe nicht an, für meinen Teil zu bekennen, daß ich kein 
grundſätzlicher Gegner der Zuziehung der Laien auch zur 
Zivilrechtspflege bin. Zugunſten dieſer Beiziehung laſſen ſich 
manche, und zwar durchaus beachtenswerte Gründe geltend 
machen: daß namentlich das Volk, um deſſen materielle und 
ethiſche Güter es ſich ſchließlich im Zivilprozeß handelt, ein 
Intereſſe daran hat, auch an der Handhabung der Rechtspflege 
teilzunehmen; daß der Laie ſo gut hier mitwirken kann, wie 
auf dem Gebiet der Geſetzgebung oder Verwaltung; daß ſein 
Streben nach Mitarbeit im Prozeß ſogar ein erfreuliches Zei⸗ 
chen feiner Teilnahme an dem Staats- und Rechtsleben iſt, 
wie er auch andererſeits durch jene Mitarbeit zur Verantwor⸗ 
tung und zur Objektivität erzogen wird; daß er vor allem, 
mitten im praktiſchen Leben ſtehend, allerlei friſche unmittel⸗ 
bare Anſchauungen und Kenntniſſe von den ſozialen, phyſi⸗ 
ſchen und geiſtigen Verhältniſſen zum mindeſten beſtimmter 
Stände in den Gerichtsſaal mitbringt; daß er mit den Be⸗ 
ſonderheiten und Bedürfniſſen der Wirtſchaft beſſer vertraut 
ſein kann, als der beamtete Juriſt, und daß er namentlich 
wohl befähigt erſcheint zur unbefangenen Würdigung der ſog. 
Tatfrage, welche als ſolche einen erheblichen, im Verhältnis 
zur bloßen rechtlichen Würdigung ſogar den bedeutſamſten 
Teil der Rechtspflege bildet. 


Aus dieſen und manchen anderen Gründen wird man für 
gewiſſe Gebiete der Zivilrechtspflege die Beteiligung von 
Laien durchaus rechtfertigen können, namentlich wenn nicht 
reine Laiengerichte, ſondern ſog. gemiſchte Gerichte ge 
bildet werden, bei denen die Laien in ungeteiltem Zuſammen⸗ 
wirken mit Berufsjuriſten den Einzelfall zu entſcheiden haben. 
Es wäre auch politiſch unklug, in unſeren Tagen heißen ſo⸗ 
zialen Kampfes und lebhafter Anteilnahme des Volkes an 
den öffentlichen Angelegenheiten ſich gegen das Drängen der 
Laien zur Rechtspflege zu verſchließen. 


Auf der anderen Seite wird man ſich — dies muß ofſen 
ausgeſprochen werden — von der Teilnahme des 
Saientums an der Zivilrechtspflege keine Wun⸗ 
der verſprechen dürfen. Auch die Rechtsanwendung will 


gelernt ſein. Zunächſt einmal nach der Seite der Geſetzes⸗ 
anwendung; und in dieſer Beziehung wird der Laie um ſo 
eher verſagen, je verwickelter und zahlreicher die einſchlagen⸗ 
den Rechtsſätze ſind und je ſchwieriger daher ihre richtige 
Auslegung erſcheint; es entbehrt nicht eines gewiſſen komiſchen 
Beigeſchmacks, daß der Privatmann, der ſich bei eigenen 
Rechtsſchwierigkeiten vielfach beim Berufsjuriſten Rats zu er⸗ 
holen genötigt iſt, nun befähigt ſein ſoll, in fremden Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten über eben dieſelben Fragen ſeinerſeits den Rich⸗ 
ter zu ſpielen. Etwas beſſer ſteht es mit der tatſächlichen 
Frage. Aber auch hier wird ſich der Laie vielfach in ver⸗ 
wickelten Tatbeſtänden nicht ſo leicht zurechtfinden. Er wird 
in der Beurteilung von Menſchen, namentlich ſolchen einer 
ihm ferner ſtehenden Bevölkerungsklaſſe, nicht immer die 
pſychologiſche und ſoziale Erfahrung des Berufsrichters auf⸗ 
bringen, der die mannigfaltigſten wirtſchaftlichen Verhältniſſe, 
die verſchiedenſten Menſchen und Stände in den wechſelndſten 
Situationen an ſich vorbeiziehen zu ſehen gewöhnt iſt. Auch 
bringt der Laie vielfach dem Geſetze gegenüber nicht das Ge⸗ 
fühl der unbedingten Unterordnung auf, die für den zu ſtren⸗ 
ger Objektivität erzogenen, den menſchlichen und ſozialen Kon⸗ 
flikten als Unbeteiligter gegenüberſtehenden Juriſten zur Ge⸗ 
wohnheit und Selbſtverſtändlichkeit geworden iſt. Dem Laien 
fehlt ferner die für die Ständigkeit der Rechtspflege und für 
das Vertrauen in ſie höchſt bedeutſame Tradition, vermöge 
deren gleichgelagerte Fälle tunlichſt auch gleich entſchieden 
werden können. Er wird ebenſo gut und manchmal mehr noch 
als der Berufsjuriſt durch die Anſchauungen, vielleicht auch 
Vorurteile feiner Geſellſchaftsklaſſe beeinflußt, und iſt min⸗ 
deſtens ſo ſtark wie jener in Gefahr, bei Konflikten eines An⸗ 
gehörigen ſeines Standes mit demjenigen eines anderen zu⸗ 
gunſten des erſteren voreingenommen zu ſein, namentlich wenn 
es ſich um Fragen von grundſätzlicher Bedeutung für die be⸗ 
treffenden Stände handelt. Dies läßt zum mindeſten den 
Zweifel aufkommen, ob die Laieurechtſprechung qualitativ beſ⸗ 
fer fein wird als diejenige der Berufärichter. 

Schließlich muß auch jeder Kenner der Verhäͤltniſſe, 
wenn er ehrlich ſein will, offen eingeſtehen, daß — wenigſtens 
in dem allein zuzulaſſenden gemiſchten Gerichte — nach den 
Erfahrungen ähnlicher Bildungen der tatſächliche Einfluß des 
Laienelementes kein ſehr erheblicher iſt. Dies gilt um ſo mehr, 
wenn die Beiſitzer nicht jeder beliebigen Volksklaſſe (wie dies 
beim Schöffen⸗ und Schwurgericht zutrifft), ſondern gerade 
den beiden Klaſſen entnommen werden müſſen, deren An⸗ 
gehörige im Streite liegen, ſo beim Gewerbegericht, dem Kauf⸗ 
mannsgericht, dem verſtärkten Amtsgericht in Mietſachen, und 
nach dem vorliegenden Entwurf bei der Arbeitsgerichtsbehörde. 
Es iſt eine häufige Erfahrung, daß (ähnlich wie bei gewiſſen 
Schiedsgerichten) jeder Beiſitzer, wenn auch nicht abſichtlich, 
ſo doch mehr oder minder unbewußt die Auffaſſung ſeines im 
Prozeſſe ſtehenden Standesgenoſſen teilen wird, ſo daß an⸗ 
geſichts der gegenüberſtehenden Voten letztlich der beamtete 
Richter den Entſcheid gibt. Bei ſolcher die Regel bildenden 
Gegenſätzlichkeit der Anſchauungen unter den Beiſitzern hebt 
ſich natürlicherweiſe der Einfluß des Laientums von ſelbſt auf. 


übrigens wäre es, glaube ich, eine trügeriſche Hoffnung, 
wenn man von der Durchführung der Laienjuſtiz ein Ver⸗ 
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ftummen der Klagen gegen unſere Rechtspflege erwarten 
wollte. Auch gegenüber den neuen Gerichten bleibt es wahr 
und wird es wahr bleiben, daß die Offentlichkeit von ihnen 
nur hören wird, wenn Anſtände zu erheben ſind, und daß die 
normale nützliche Tagesarbeit bei ihnen, wie bei den bis⸗ 
herigen Juriſtengerichten, als etwas Selbſtverſtändliches nicht 
beſonders erwähnt wird. Der verlierende Teil aber wird auch 
gegenüber dem Laiengericht oft genug das Opfer einer Un⸗ 
gerechtigkeit zu ſein glauben, während der obſiegende es nur 
natürlich finden wird, daß er zu ſeinem Rechte kommt und 
beſtenfalls an den Zeitverluſt, die Koſten auf Aufregungen des 
Prozeſſes eine unangenehme Erinnerung behält. Daß die 
Mitwirkung der Laien noch nicht genügt, die Rechtspflege 
populär zu machen, beweiſt am beſten die bezeichnende Tat⸗ 
ſache, daß ſich die Unzufriedenheit früher weniger gegen die 
Zivilgerichte als gegen die Strafgerichte zu wenden pflegte, 
bei welch letzteren gerade das Laienelement ſtärker heran⸗ 
gezogen war. 


So wie freilich die Dinge liegen, hat es natürlich nicht die 
geringſte Ausſicht, gegen die Beiziehung des Laienelementes 
bei den Arbeitsgerichtsbehörden anzukämpfen. Und ſolcher 
Kampf wäre auch ungerechtfertigt. Denn wenn auch jene Zu⸗ 
ziehung nach meiner Überzeugung nicht viel nutzen wird, ſo 
kann ſie auch nicht ſehr viel ſchaden. Dagegen ſcheint es mir 
allerdings nicht ſehr glücklich, daß in der höchſten Inſtanz 
die ordentlichen Richter in die Minderheit verſetzt ſind. Sind 
doch ſogar bei den ein reines Standesgericht bildenden Ehren⸗ 
gerichtshöfen für Rechtsanwälte die ordentlichen Richter, alſo 
Angehörige eines anderen Standes, in der Mehrzahl. Um wie⸗ 
viel mehr müßte dies bei einem Gerichte gelten, deſſen Recht⸗ 
ſprechung ihr Schwergewicht in der Rechtsfrage hat. Auch iſt 
es nicht gerade folgerichtig, den Anſchluß an das ordentliche 
Gericht, der für die früheren Inſtanzen abgelehnt wird, für 
die höchſte Inſtanz doch wieder eintreten zu laſſen. 


Viel bedeutſamer aber, weil direkter fühlbar und weil in 
den Folgen weit ſchwerwiegender, iſt der Ausſchluß der 
Rechtsanwaltſchaft in der erſten Inſtanz. Hierbei ſoll 
gar nicht die Rede ſein von dem Schaden für die ganze Fort⸗ 
bildung des Anwaltſtandes, wie er in deſſen Fernhaltung von 
dieſen ſozial ſo bedeutſamen Prozeſſen begründet liegt. Eben⸗ 
ſowenig von der Kränkung, die für den ganzen Stand mit 
dieſer offenſichtlichen Zurückſetzung und mit der darin liegen⸗ 
den Kundgebung des Mißtrauens verbunden iſt. Viel ſchwerer 
fällt ins Gewicht die Beſchränkung und Bevormun⸗ 
dung der rechtſuchenden Parteien ſelbſt, die in ihrer 
Wahlfreiheit gehemmt werden (was allerdings nur in der Kon⸗ 
ſequenz der ſich immer mehrenden ſcharfen Eingriffe der öffent⸗ 
lichen Gewalt in die individuelle Sphäre liegt; es iſt eine 
intereſſante Erſcheinung in der Rechtsentwicklung, daß allerlei 
Veſchränkungen dieſer Art den Wandel der politiſchen Welt⸗ 
anſchauungen überdauern, und daß ſie, die früher unter der 
Flagge des aufgeklärten Deſpotismus ſegelten, nunmehr unter 
dem ſozialen Geſichtspunkte wiederkehren). Warum ſoll es der 
Partei unmöglich gemacht werden, ihre Arbeitsgerichtsſache 
durch einen Anwalt führen zu laſſen, wenn ſie zu ihm größeres 
Vertrauen hat als zu anderen Vertretern? 


Größere Aufſätze 
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Das bekannte, auf den erſten Blick eindrucksvolle Argu⸗ 
ment, daß der beſſer geſtellte Arbeitgeber ſich einen Anwalt 
nehmen werde, der Arbeitspflichtige dagegen hierzu nicht im⸗ 
ſtande ſei, verliert einen guten Teil ſeiner Bedeutung, wenn 
der Arbeitnehmer ſich durch einen Organiſationsbeamten, etwa 
durch einen Gewerkſchaftsſekretär, vertreten laſſen darf. Und 
ſind denn die ihm gegenüberſtehenden Angeſtellten der Arbeit⸗ 
geberorganiſationen, die als Syndiken oder Juſtiziare oder in 
ähnlicher Stellung tätig ſind, anders vorgebildet als Rechts⸗ 
anwälte, ſind ſie nicht vielfach früher Anwälte geweſen? Und 
kann es nicht dem Arbeitnehmer wenigſtens in beſonders ge⸗ 
lagerten Fällen erwünſcht fein, ſeinerſeits auch durch einen 
Rechtsanwalt vertreten zu ſein? Laſſen ſich nicht ſogar Fälle 
denken, in denen angeſichts beſonders ſchwieriger Rechtsfragen 
die Organiſation der Arbeitnehmer im Einzelfall lieber gleich 
einen Rechtsanwalt vorſchicken würde, anſtatt ſich erſt außer⸗ 
gerichtlich von ihm beraten zu laſſen, um dann infolge des 
geſetzlichen Zwanges die Prozeßführung ſelbſt einer anderen 
Perſon zu übertragen? 


Auch ſollte es doch wohl bekannt ſein, daß gerade die 
außergerichtliche Beratung der Anwälte maſſenhaft ungeeignete 
oder ausſichtsloſe Prozeſſe von vornherein dem Gerichte fern⸗ 
hält, daß vielfach die Rechtsanwälte (und dies ſind nicht die 
ſchlechteſten) von ſich aus den Parteien zum Frieden raten und 
den Abſchluß von Vergleichen befördern. Ja, es beſteht ſogar 
eine gewiſſe Wahrſcheinlichkeit dafür, daß der Anwalt, der 
heute einen Arbeitgeber, morgen einen Arbeitnehmer vertritt, 
den Prozeß viel weniger erbittert und hartnäckig durchführen 
wird als ein unmittelbar beteiligter Streitteil oder als der 
Vertreter einer beſtimmten Standesorganiſation. 


Und wenn in den höheren Inſtanzen der Anwaltszwang 
anerkannt wird, allerdings gemildert durch die Zulaſſung von 
Organiſationsvertretern, iſt es dann nicht folgerichtiger, für 
die Unterinſtanz die Rechtsanwaltſchaft wenigſtens zuzulaſ⸗ 
ſen? Es handelt ſich ja dabei nur um eine Möglichkeit 
der Zuziehung durch die Partei. Wie ſollte durch ihre Eröff⸗ 
nung den Rechtſuchenden ein Nachteil erwachſen? Und ver⸗ 
ſtößt es nicht gegen das Prinzip des freien Wettbewerbes, 
wenn man eine beſtimmte Art von Parteivertretern von vorn⸗ 
herein ausſchließt? 


Wohl weiß ich, daß ein entſprechender Ausſchluß bereits 
für Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte beſteht. Aber ich halte 
ihn hier für genau ſo bedenklich wie bei den geplanten Ar⸗ 
beitsgerichtsbehörden. Und ausländiſche Staaten, welche vor 
Gerichten dieſer Art die Vertretung durch Anwälte zulaſſen, 
haben damit keine ſchlechten Erfahrungen gemacht. Man wird 
doch auch nicht im Ernſte behaupten wollen, daß die Recht⸗ 
ſprechung unſerer Amtsgerichte, vor denen Rechtsanwälte auf⸗ 
treten können, aber nicht müſſen, qualitativ ſchlechter beſchaffen 
ſei als die der vorhin genannten Sondergerichte, und daß durch 
ſolche Regelung die Intereſſen des Publikums beeinträchtigt 
würden. Gegen etwaige Unbilligkeiten, welche ſich bei fakulta⸗ 
tiver Zulaſſung der Rechtsanwälte aus dem Gegenſatz von 
Reich und Arm ergeben können, muß durch ſachgemäße Aus⸗ 
geſtaltung des Armenrechtes angekämpft werden. 


55. Jahrg. 1926 Heft 28 
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Der Kampf der geſetzgebenden Faktoren gegen die Rechts⸗ 
anwälte (um nichts anders handelt es ſich in der Sache) ſcheint 
mir die Lehren der Geſchichte nicht genügend zu beachten. Dieſer 
Kampf iſt ſchon von vielen Machthabern, und zwar mit größ⸗ 
ter Energie verſucht worden, von dem abſoluten Königtum 
Friedrichs des Großen bis zu dem Radikalismus der fran⸗ 
zöſiſchen Jakobiner. Wenn gegen alle dieſe Anfechtungen die 
Rechtsanwaltſchaft ſich durchgeſetzt und fortentwickelt hat, ſo 
iſt hiermit der hiſtoriſche Beweis dafür geliefert, daß ſie in 
der Rechtspflege eine unentbehrliche Funktion zu erfüllen hat. 
Und wenn dies ſchon für die einfacheren Verhältniſſe vor hun⸗ 
dert und mehr Jahren der Fall war, ſo gilt dies erſt recht 
für die moderne Zeit, in der mit der ſtetig fortſchreitenden 
Komplizierung der wirtſchaftlichen, geſellſchaftlichen und ſo⸗ 
zialen Verhältniſſe die Geſetzgebung und der ganze Mechanis⸗ 
mus der Rechtsanwendung notwendig verwickelter und in der 
Handhabung ſchwieriger werden müſſen. Daß man ſich gerade 
auf dem neuen und wegen ſeiner Neuheit beſonders zweifelhaf⸗ 
ten Gebiet des Arbeitsrechtes die Mitwirkung und Unter⸗ 
ſtützung der nicht nur juriſtiſch durchgebildeten, ſondern auch 
dem praktiſchen Rechtsleben naheſtehenden Rechtsanwälte ent⸗ 
gehen läßt, wird der Entwicklung dieſes Rechtszweiges nicht 
zum Vorteil gereichen. 

Und eine Außerachtlaſſung hiſtoriſcher Erfahrung iſt es 
endlich, daß man in den letzten Jahrzehnten die Zahl unſe⸗ 
rer Sondergerichte ſtändig mehren zu müſſen 
glaubt. In unſerer Rechtsentwicklung hat es ſchon einmal 
eine Zeit gegeben, in welcher faſt jeder Stand ſein beſonderes 
Gericht beſaß, Bauer und Bürger, Geiſtlicher und Soldat, 
Student und Handwerker. Dieſe Zerſplitterung wurde mit 
fortſchreitender Stärkung und Vereinheitlichung des Staates 
immer unerträglicher empfunden. Und als die moderne Geſetz⸗ 
gebung eine einheitliche Gerichtsverfaſſung und ein einheit⸗ 
liches Prozeßverfahren einführte, betrachtete man es gerade als 
einen Vorzug der neuen Regelung, daß ſie mit dieſem Durch⸗ 
und Nebeneinander von Gerichten aufräumte und, wie gleiches 
Recht, ſo auch gleiche Gerichte für alle Volksgenoſſen ohne An⸗ 
ſehung des Standes und Berufes ſchuf. Soll nun jetzt eine 
rückläufige Bewegung einſetzen? Und ſollen immer neue be- 
ſondere Gerichtsbildungen für allerlei einzelne Stände und ein⸗ 
zelne Arten von Sachen ins Leben gerufen werden? Dies wäre 
gefährlich. Denn auf dieſer Bahn gibt es keinen Halt. Und am 
Ende derſelben ſtünde erneut eben die Atomiſierung unſeres 
Gerichts⸗ und Prozeßweſens, von der wir glücklich befreit zu 
ſein glaubten. 

Einer der letzten Gründe für dieſe Entwicklung iſt (dar⸗ 
über dürfen wir uns keiner Täuſchung hingeben) der immer 
wachſende Einfluß der Wirtſchaft auf den Staat und 
ſeine Funktionen. Die Träger des Wirtſchaftslebens denken ein⸗ 
ſeitig wirtſchaftlich; und das gilt keineswegs bloß für die Ar⸗ 
beitnehmer, ſondern in mindeſtens ebenſo ſtarkem Maße für die 
Arbeitgeber. Beide Gruppen betrachten gleichmäßig die Stel⸗ 
len, die ſich ihrer notwendig einſeitigen Betrachtungsweiſe nicht 
anſchließen, mit einem gewiſſen Mißtrauen, um nicht zu ſagen 
mit unverhohlener Feindſeligkeit. Und da zu dieſen Stellen 
bisher die Gerichte zählten, gerade weil ſie mit Berufsjuriſten 
beſetzt waren, konnten ſie weder hier noch dort auf Popularität 


rechnen. Ihnen gegenüber bildete ſich allenthalben in den Wirt⸗ 
ſchaftskreiſen eine Art von Entfremdung und Geringſchätzung 
aus. Und dieſe Stimmung gegen den gelernten Juriſten wandte 
ſich folgerichtig auch gegen die Rechtsanwälte, von denen man 
ebenfalls eine zu ſtarke Betonung der rein juriſtiſchen Betrach- 
tungsweiſe beſorgen zu müſſen glaubte. Dieſe Mißachtung wird 
ſich früher oder ſpäter empfindlich rächen. Denn noch immer 
gilt der alte Satz: Justitia fundamentum regnorum. 


Und andererſeits läßt ſich leider nicht verkennen, daß ge⸗ 
rade in der Frage der Arbeitsgerichtsbehörden das poli— 
tiſche Moment nicht ohne Einfluß geweſen iſt. Die Forde⸗ 
rungen, die hier aufgeſtellt ſind und verwirklicht werden ſollen, 
erklären ſich gerade in ausſchlagenden Punkten weſentlich aus 
machtpolitiſchen Beſtrebungen. Und wie ſchon die Vorbereitung 
des Geſetzes politiſche Gegenſätze ausgelöſt hat, ſo wird die 
Inſtitution der Arbeitsgerichtsbehörden, wenn ſie Wirklichkeit 
geworden iſt, dem ſozialen Frieden, ſo muß man befürchten, 
nicht beſonders förderlich ſein. Denn ſchon ganz abgeſehen 
von der Abſonderung gewiſſer Volksklaſſen (nämlich der Ar⸗ 
beitgeber und Arbeitnehmer) gegenüber der großen Maſſe der 
übrigen Bürger, wie ſie durch Schaffung einer Sonderbehörde 
auf dem Gebiete der Rechtspflege äußerlich ſichtbar betont 
wird, ſteht zu erwarten, daß nicht nur die ſtreitenden Par⸗ 
teien, die ſich vielfach nicht nur als Individuen, ſondern als 
Vertreter ihrer Klaſſe fühlen werden, ſondern auch die beiſitzen⸗ 
den Richter ſelbſt, die ſich von dieſer Einſtellung nur ſchwer 
werden freimachen können, durch die zu ſchaffende Organi⸗ 
ſation ihre Gegenſätze nur unterſtrichen und verſchärft ſehen 
werden. Wir haben es mit einem weiteren Stück der Politi⸗ 
ſierung der Rechtspflege zu tun. Was das bedeutet, braucht 
nicht weiter ausgeführt zu werden. 

Auf dieſe Gefahren hinzudeuten, iſt Pflicht der Juriſten. 
Hier bietet ſich für Richter und Anwälte, die bisher ihre 
Gegenſätze, wie mir ſcheint mehr als nötig, hervorgekehrt 
haben, ein wichtiges und dankbares Feld gemeinſamen und 
einverſtändlichen Kampfes für die Intereſſen der Geſamtrechts⸗ 
pflege. Und die gleiche Pflicht obliegt den deutſchen Rechts⸗ 
lehrern. Vor nicht langer Zeit hat gerade gegenüber dem Ent⸗ 
wurf eines Arbeitsgerichtsgeſetzes die Vereinigung Deutſcher 
Zivilprozeßrechtslehrer ſich verpflichtet gefühlt, ihre warnende 
Stimme zu erheben. In der Tat weiß gerade der Rechtslehrer 
am beiten, welch gründliche jahrelange Vorbildung für den⸗ 
jenigen unerläßlich iſt, der als Richter oder Rechtsanwalt mit 
der Durchführung der Rechtspflege betraut werden ſoll. Gerade 
er erfährt es Tag für Tag, wie ſchwierig es iſt, einem ſelbſt 

egabten jungen Menſchen die Grundbegriffe des Rechtes nicht 
nur äußerlich verſtändlich zu machen, ſondern ſie zu deſſen 
innerem Beſitze werden zu laſſen, und welche Fülle von Arbeit 
gar die Beibringung des weitſchichtigen poſitiven Stoffes der 
Geſetze erheiſcht. Der akademiſche Lehrer bleibt ſich bewußt, 
daß ſelbſt nach drei⸗ oder vierjährigem erfolgreichen Studium 
der Rechtsbefliſſene erſt am Anfang ſeiner Ausbildung ſteht, 
daß noch jahrelange praktiſche Betätigung bei den verſchieden⸗ 
ſten Stellen erforderlich iſt, um einen halbwegs brauchbaren 
Rechtsanwalt oder Richter erſtehen zu laſſen, der übrigens ſei⸗ 
nerſeits das ganze Leben hindurch ein Lernender bleibt. Und 
darum hat der Hochſchullehrer ein Recht zu ſagen, daß dieſe 
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ganze ausgiebige, forgfältige, zielbewußte Fachbildung zuſam⸗ 
men mit der ſpäteren praktiſchen Betätigung dem Berufsjuri⸗ 
ſten eine beſondere Eignung zur Rechtsanwendung verleiht, 
eine Eignung, welcher ein noch ſo begabter Laie beim beſten 
Willen nichts Gleichwertiges entgegenſtellen kann. Gewiß haben 
manchmal Juriſtengerichte und haben auch Rechtsanwälte ver⸗ 
ſagt; wie ſollte es bei der menſchlichen Unvollkommenheit auch 
anders ſein können? Aber auch Laienrichter und Laienanwälte 
werden Fehlſprüche nicht aus der Welt ſchaffen. Und auch ſonſt 
iſt es nicht Brauch, wenn gelegentlich Angehörige eines Be⸗ 
rufes verſagen, deſſen Ausübung Angehörigen eines anderen 
Berufes zu übertragen. 


Die Juriſten dürfen ſich nicht zu vornehm halten, die 
gegen ihren Stand erhobenen Angriffe, die vielfach weniger 
ſachlichen Geſichtspunkten als vielmehr der Unkenntnis, dem 
Vorurteil oder gar dem Übelwollen entſpringen, mit dem alten 
Erfahrungsſatze zu bekämpfen, daß, wie jeder andere, ſo auch 
ihr Beruf gelernt ſein will. Auch wir Juriſten, mögen wir 
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Anwälte, Richter, Verwaltungsbeamte oder Rechtslehrer ſein, 
dürfen für unſer Fach in Anſpruch nehmen, was jeder andere 
Berufsträger, ſei er nun Künſtler oder Handwerker, Arbeiter 
oder Fabrikant, Arzt oder Techniker oder was ſonſt immer, 
für das ſeinige als ſelbſtverſtändlich erachtet, daß nämlich jeder 
Beruf in ſachgemäßer Weiſe nur von Perſonen ausgeübt wer⸗ 
den kann, welche die hierfür erforderliche Vorbildung genoſſen 
haben. Die Rechtspflege iſt wahrlich wichtig genug, als daß 
auch für ſie jener elementare Satz beachtet werde. Gegen die⸗ 
ſen Satz verſtößt es ſchon, daß die Funktionen des Richters 
und des Parteivertreters in weitem Maße Perſonen ohne ju⸗ 
riſtiſche Vorbildung übertragen werden ſollen. Der gröblichſte 
Verſtoß aber iſt der, daß man von ſolchen Funktionen einen 
beſtimmten Kreis ſachlich und fachlich geeigneter Juriſten 
ausſchließt, wie dies gegenüber den Rechtsanwälten beab⸗ 
ſichtigt iſt. Dies iſt nicht nur ungerecht, ſondern nicht min⸗ 
der vom Standpunkt unſerer Rechtspflege aus bedenklich und 
unter dem Geſichtswinkel politiſcher Staatskunſt auch in 
hohem Grade unklug. 
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